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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

viele Hochschulen bauen zur Zeit ihre Tutorenprogramme aus.
Im Folgenden bietet der UniversitätsVerlagWebler mit der Kombination von zwei Titeln die ideale Ratgeberlite-
ratur für Tutorien.

Fachbereiche geben diese beiden Bücher (zus. 37.40 Euro zzgl. Versandkosten) mit Hilfe der Studienbeiträge
jedem Tutor als persönliche Ausstattung an die Hand („Verbrauchsmaterial").
Das ist eine einmalige Investition in die Qualität der Tutorien, die den Studierenden direkt zugute kommt, also
sich lohnt!
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Helen Knauf: Tutorenhandbuch
Einführung in die Tutorenarbeit

Das Tutorenhandbuch bietet eine grundlegende Einfüh rung in
die Tutorenarbeit und kann als Ideenschatz für die Gestaltung
von Tutorien und Workshops zur Tutoren qualif izierung dienen.
Einzelne Veranstaltungs konzepte laden zur Nachahmung ein; Er-
fahrungsberichte aus der Tutorenarbeit zeigen, wie Tutorien an
Hochschulen etabliert werden können.
Das Handbuch gibt in übersichtlicher Form Antworten u.a. zu
den Fragen:
Was ist Tutorenarbeit?
Wie kann erfolgreiche Tutorenarbeit geleistet werden?
Welche Methoden finden Anwendung?
Für jeden, der sich mit Tutorenarbeit beschäftigt, ist dieses Buch
ein unentbehrliches Arbeitsmittel.

ISBN 3-937026-34-7, Bielefeld 2007,
2. überarbeitete Auflage, 159 Seiten, 22.80 Euro

Bestellung 
Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, 

Fax: 0521/ 923 610-22 
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Sylvia Schubert-Henning
Toolbox - Lernkompetenz für erfolgreiches Studieren

Die „Toolbox – Lernkompetenz für erfolgreiches Studieren” enthält
40 Tools, die lernstrategisches Know-how für selbstgesteuertes Ler-
nen mit Techniken des wissenschaftlichen Arbeitens verknüpfen.
Diese Handwerkszeuge unterstützen Studierende bei der Verbesse-
rung ihres Selbst managements, beim gezielten Lesen von wissen-
schaftlichen Texten sowie beim Vorbereiten und der Präsentation
von Referaten. Darüber hinaus erhalten Studierende mit den Tools
grundlegende Tipps zum Erstellen von Hausarbeiten oder zur Prü -
fungs vor bereitung. Die Tools eignen sich besonders gut als kompak-
tes Material für Fachtutorien in der Studienan fangsphase, für
selbstorga nisierte Lerngruppen oder auch für Studierende, die sich
diese Fertigkeiten im Selbst studium aneignen wollen. Ein Blick auf
die theoretischen Grundlagen von Lernkom petenzen lassen die
Werkzeuge des selbstgesteuerten Lernens im Studium „begreifbar“
werden. Mit einer gezielten Anwendung der Tools werden die Lern-
motivation und die Freude am Studieren maßgeblich gestärkt.

ISBN 3-937026-51-7, Bielefeld 2007, 110 Seiten, 14.60 Euro

Bestellung 
Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, 

Fax: 0521/ 923 610-22 
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Antidiskriminierung und Diversity sind die Schwerpunkte
des dritten Heftes der Zeitschrift „Vielfalt und Inklusion in
Hochschulen -Forum für Internationalisierung, Diversity-
Management, Antidiskriminierung und Inklusion“. Antidis-
kriminierung fokussiert das Thema Gleichstellung; von der
rechtlichen Seite, wie im Beitrag von Ingo Püttner  bzw. aus
universitärerer Perspektive  bei Dr. Günther Vedder. Diver-
sity hingegen thematisiert Maßnahmen und Strategien zur
Förderung von Vielfalt und Diversität, beispielhaft in den
Beiträgen von Dr. Klees-Möller, Prof. Meinhardt sowie Dr.
Ruppert und Dr. Vogt.

Die ersten Erfahrungen mit dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) beschreibt Ingo Püttner in seinem
Artikel Die Anwendung des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) in der Praxis des öffentlichen Dienstes.
Aus der Perspektive des Arbeitgebers im öffentlichen
Dienst thematisiert er Folgen des AGG für die Praxis unter-
scheidlichen Bereichen wie Stellenausschreibung, Bewer-
bungen oder Schadensersatz. 

Dr. Günther Vedder vertieft in Chancengleichheit und Di-
versität an deutschen Hochschulen den Aspekt des gleich-
berechtigten Zugangs zum Hochschulbereich. Er zeigt das
Instrumentarium von Hochschulen, um Chancengleichheit
innerhalb der Beschäftigten und Studierenden herzustellen
und die Idee des  Diversity-Managements an deutschen
Hochschulen zu etablieren.

Wie Studentinnen mit Migrationshintergrund speziell ge-
fördert werden können thematisieren Dr. Renate Klees-
Möller, Hiam Tarzi und Karola Wolff-Bendik in ihrem Bei-
trag Diversity als Chance? Mentoringprogramme für Frauen
mit Migrationshintergrund an der Universität Duisburg-

Essen. Ziel ist es, ungleiche Chancen auf den Arbeitsmarkt
durch gezieltes Mentoring in der letzten Phase des Stu -
diums, auszugleichen.

Mit der speziellen Situation hochqualifizierter Migrantin-
nen und Migranten beschäftigt sich Prof. Dr. Rolf Mein-
hardt in Hochqualifizierte Einwanderer – erster BA-Stu -
diengang für eine ignorierte Elite. Vor dem Hintergrund
einer überproportional hohen Arbeitslosigkeit in dieser Zu-
wanderergruppe hat die Universität Oldenburg spezielle
Studienangebote für die Zielgruppe entwickelt.

Geschlechtergerechtigkeit ist das Thema von Dr. Andrea
Ruppert und Dr. Martina Voigt im Artikel Wie lassen sich
Genderaspekte in die Lehre integrieren? Ein Modell-Modul
zur Vermittlung von Verhandlungskompetenz. Sie berich-
ten von Entwicklung, Implementierung und Durchführung
einer Lehrveranstaltung zum Thema „Genderaspekte bei
Vertragsverhandlungen“.

Seite 58

Seite 70

Seite 64

Seite 75

A. Egblomassé

Anke Egblomassé

Sehr geehrte Abonnentin, sehr geehrter Abonnent der Zeitschrift 
„Internationalisierung, Vielfalt und Inklusion in Hochschulen”,

bei Einführung der von Ihnen abonnierten Zeitschrift im vorigen Jahr wurden wir von allen Seiten gewarnt: 
Bei ständig sinkenden Bibliotheksetats (bzw. steigenden Preisen vor allem der internationalen Zeitschriften) wurden uns
nur geringe Chancen eingeräumt, eine neue Fachzeitschrift zu plazieren.
Daher haben wir den Einführungspreis mit 49 Euro für ein Jahres-Abonnement (4 Hefte) so hart kalkuliert, dass mit die-
ser Summe mehr (oder weniger) kein Etat eines Fachbereiches oder einer Bibliothek zu sanieren war. 
Allerdings ergaben sich auch keine Spielräume. Wir sind zwar weiterhin im Aufbau, müssen aber nun doch der Kosten-
entwicklung folgen. Mit dem künftigen Preis von 59 Euro jährlich hoffen wir, den Service zu verbessern, mehr Gestal-
tungsspielraum zu gewinnen und Ihnen eine noch attraktivere Zeitschrift bieten zu können. 
Verglichen mit anderen Zeitschriften, sind das immernoch sehr geringe Beträge.
Die Vorteile der Mehrfach-Abonnements unserer Zeitschriften (diese plus ihre Schwesterzeitschriften) bleiben auf Basis
der neuen Preise bestehen. Wir hoffen, sie nun einige Zeit stabil halten zu können. 

Wir bitten Sie um Verständnis und verbleiben mit freundlichen Grüßen
Ihr UniversitätsVerlagWebler

Seite 79
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Ingo Püttner

Die Anwendung des Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes (AGG) in der Praxis des öffentlichen Dienstes

Das im August 2006 in Kraft getretene Antidiskriminie-
rungsrecht hat in der Arbeitswelt für viel Aufregung ge-
sorgt. Im folgenden Beitrag geht es darum, inwieweit der
öffentliche Dienst von den Neuerungen betroffen ist und
welche Grundsätze Dienstherren und öffentliche Arbeitge-
ber - im folgenden Text zusammenfassend als „Arbeitge-
ber" bezeichnet - beachten sollten, um dem Gesetzeszweck
Genüge zu tun und Haftungsrisiken zu vermeiden. Tarifver-
tragliche und mitbestimmungsrechtliche Fragen sind nicht
Gegenstand dieses Beitrags.

1. Überblick über die Regelungen
Der Erlass des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
(AGG) bildet einen Teil des „Gesetzes zur Umsetzung eu-
ropäischer Richtlinien zur Verwirklichung des Grundsatzes
der Gleichbehandlung" vom 14.08.2006 (BGBl I, 1897).2
Die damit in deutsches Recht umgesetzten EU-Richtlinien
prägen auch mit ihrer Begrifflichkeit das neu entstandene
AGG. Aus eigenem Antrieb hätte der deutsche Gesetzgeber
den Begriff „Rasse" wohl nicht verwendet.
Kern des AGG ist der Katalog der verbotenen Differenzie-
rungsgründe (§1 AGG): „Ziel des Gesetzes ist, Benachteili-
gungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Iden-
tität zu verhindern oder zu beseitigen." Auf diesen Katalog
baut das Benachteiligungsverbot in §7 AGG auf: „Beschäf-
tigte dürfen nicht wegen eines in §1 genannten Grundes
benachteiligt werden."
Bestimmungen in individual- oder kollektivrechtlichen Ver-
einbarungen, die gegen das Benachteiligungsverbot des §7
Abs. 1 AGG verstoßen, sind unwirksam, §7 Abs. 2 AGG.
Außerdem stellt eine Benachteiligung gemäß §7 Abs. 3
AGG eine Vertragspflichtverletzung dar.
Der Anwendungsbereich umfasst in personeller Hinsicht
Arbeitnehmer/innen, die zu ihrer Berufsausbildung Be-
schäftigten sowie arbeitnehmerähnliche Personen, §6 Abs.
1 AGG. Einbezogen sind auch Beamte/innen, Richter/innen
und Zivildienstleistende, allerdings „unter Berücksichtigung
ihrer besonderen Rechtsstellung", §24 AGG. Ebenfalls ge-
schützt sind die Bewerber/innen für ein Beschäftigungsver-
hältnis sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis
bereits beendet ist.

In sachlicher Hinsicht ist eine Benachteiligung - also eine
ungünstigere Behandlung als bei einer vergleichbaren Per-
son - auf folgenden Feldern des Arbeitslebens erfasst (§2
Abs. 1 Nrn. 1 und 2 AGG):
• Bedingungen - einschließlich Auswahlkriterien und Ein-

stellungsbedingungen - für den Zugang zu unselbstständi-
ger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, sowie für den be-
ruflichen Aufstieg,

• Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich
Arbeitsentgelt und Entlassungsbedingungen, insbeson-
dere in individual- und kollektivrechtlichen Vereinbarun-
gen und Maßnahmen bei der Durchführung und Beendi-
gung eines Beschäftigungsverhältnisses sowie beim be-
ruflichen Aufstieg.

Als Benachteiligungen kommen auch Belästigungen mit
Bezug zu verbotenen Differenzierungsgründen in Betracht,
insbesondere sexuelle Belästigungen (im Einzelnen §3 Abs.
3 und 4 AGG). Die Anweisung zur Benachteiligung einer
Person aus einem dieser Gründe gilt als Benachteiligung.
Vom Anwendungsbereich ausgenommen sind die Bereiche
betriebliche Altersversorgung und Kündigungsschutz. Inso-
weit gelten die spezielleren gesetzlichen Regelungen. Zur
möglichen Rechtfertigung von Benachteiligungen s. u. 4. 
Bei Verstößen von Beschäftigten gegen das Benachteili-
gungsverbot hat der Arbeitgeber „die im Einzelfall geeigne-
ten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur
Unterbindung der Benachteiligung wie Abmahnung, Um-

Ingo Püttner

1 Bereits in den DGP-Informationen, 2007, Heft 59 erschienen - Wiederab-
druck mit freundlicher Genehmigung der Autoren und Unterstützung der
Deutschen Gesellschaft für Personalwesen e. V. (DGP). 

2 Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der eth-
nischen Herkunft (ABl. EG Nr. L 180 S. 22); Richtlinie 2000/78/EG des
Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens
für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf
(ABl. EG Nr. L 303 S. 16); Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 23. September 2002 zur Änderung der Richtli-
nie 76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in
Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABl. EG Nr. L 269 S. 15) sowie Richtli-
nie 2004/113/EG des Rates vom 13.12.2004 zur Verwirklichung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang
zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen (ABl. EG Nr. L
373 S. 37)).
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setzung, Versetzung oder Kündigung zu ergreifen" (§12
Abs. 3 AGG). Das gilt sogar auch bei Benachteiligungen
durch Dritte, also beispielsweise Kunden, Besucher, Liefe-
ranten, Lehrgangsleiter, mit denen der/die Beschäftigte bei
der Ausübung seiner Tätigkeit in Kontakt kommt (§12 Abs.
4 AGG).
Wer in diskriminierender Weise benachteiligt worden ist,
hat gegen den Arbeitgeber/Dienstherrn Anspruch auf Scha-
densersatz, §15 Abs. 1 AGG, auch eines immateriellen
Schadens, bei Nichteinstellung begrenzt auf 3 Monats-
gehälter, wenn der/die Bewerber/in auch bei diskriminie-
rungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden wäre. Hinge-
gen führt ein Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot
nicht zu einem Anspruch auf Einstellung oder beruflichen
Aufstieg, §15 Abs. 6 AGG. Hervorhebung verdient die Be-
weislastregelung in §22 AGG: Wer sich im Streitfall auf
einen Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot beruft,
muss zunächst beweisen, dass er gegenüber einer anderen
Person ungünstiger behandelt worden ist. Für die verbote-
ne Benachteiligung hingegen genügt der Beweis von Indi -
zien („Vermutungstatsachen"), um die Beweislast für die
Nicht-Diskriminierung auf die Gegenseite zu überwälzen.
Beispielsweise kann ein abgelehnter Stellenbewerber als
Indiz eine nicht geschlechtsneutral formulierte Stellenan-
zeige heranziehen. Der Arbeitgeber hat daraufhin nachzu-
weisen, dass entweder die Auswahlentscheidung nicht
wegen des Geschlechts getroffen wurde oder dass für den
konkreten Arbeitsplatz das Geschlecht unabdingbar ist und
damit die Differenzierung gerechtfertigt ist (Beispiel aus der
Gesetzesbegründung, BT-Dr 16/1780).

2. Was ist wirklich neu?
Das Prinzip einer diskriminierungsfreien Führung der
Dienststelle ist nicht neu. Vielmehr hieß es bereits in der
alten Fassung von §67 Abs. 1 S. 1 Bundespersonalvertre-
tungsgesetz (BPersVG): „Dienststelle und Personalvertre-
tung haben darüber zu wachen, dass alle Angehörigen der
Dienststelle nach Recht und Billigkeit behandelt werden,
insbesondere, dass jede unterschiedliche Behandlung von
Personen wegen ihrer Abstammung, Religion, Nationalität,
Herkunft, politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung
oder Einstellung oder wegen ihres Geschlechtes unter-
bleibt." Im Zuge der Einführung des AGG wurde die Vor-
schrift an den Katalog der Diskriminierungsgründe in §1
AGG angepasst, indem die Merkmale Rasse, ethnische Her-
kunft, Weltanschauung, Behinderung, Alter und sexuelle
Identität eingefügt wurden. Inhaltlich führte diese Anpas-
sung zu keiner Änderung, denn die eingefügten Diskrimi-
nierungsgründe entstammen den in nationales Recht um-
gesetzten EU-Richtlinien, die bereits zuvor mit ihren Inhal-
ten den unbestimmten Begriff „nach Recht und Billigkeit"
ausfüllten.
Diese Regelung schützt nur die bereits Beschäftigten (wie
auch die parallele Vorschrift für private Betriebe §75 Be-
triebsverfassungsgesetz) als Angehörige der Dienststelle,
nicht hingegen Stellenbewerber/innen.
Neu - und für bereits Beschäftigte und für Bewerber/innen
gleichermaßen anwendbar - sind die individuellen Rechts-
ansprüche. Bislang entstanden nur bei einer Benachteili-
gung wegen des Geschlechts, der Schwerbehinderteneigen-

schaft und bei sexueller Belästigung Ansprüche des Betrof-
fenen gegen den Arbeitgeber, nämlich Entschädigungsan-
sprüche nach §611 a Abs. 2 oder §611 a Abs. 3 BGB bei ge-
schlechtsdiskriminierender und nach §81 Abs. 2 SGB IX bei
behindertendiskriminierender Bewerberauswahl und das
Leistungsverweigerungsrecht nach §4 Abs. 2 Beschäftigten-
schutzgesetz (BSchG). Die genannten Anspruchsgrundlagen
sind mit Erlass des AGG außer Kraft getreten. Stattdessen
steht den Betroffenen ein Leistungsverweigerungsrecht bei
allen diskriminierenden Belästigungen zur Seite, §14 AGG,
und die Entschädigungs- und Schadensersatzansprüche gel-
ten nun für alle Arten der diskriminierenden Benachteili-
gung. Die zugehörige Beweislastregel ist §611 a Abs. 1 BGB
nachgebildet.
Die Pflicht zur Begründung von Auswahlentscheidungen
bedeutet für private Arbeitgeber eine einschneidende
Neuerung, dem öffentlichen Dienst ist sie schon lange ver-
traut:
Wegen des Rechts auf gleichen Zugang zu öffentlichen Äm-
tern nach Art. 33 Abs. 2 Grundgesetz (GG) kann eine sach-
widrige Auswahlentscheidung im Wege der Konkurrenten-
klage angegriffen und der Arbeitgeber auf diese Weise zur
Begründung der getroffenen Auswahl gezwungen werden.
Inhaltliche Bindungen bei Auswahlentscheidungen waren
bereits in der bis 2006 geltenden Fassung von §8 Abs. 1
Bundesbeamtengesetz (BBG) formuliert: Die „Auslese ist
nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ohne
Rücksicht auf das Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glau-
ben, religiöse oder politische Anschauungen, Herkunft oder
Beziehungen vorzunehmen."
Was die gegen Benachteiligungen durch Mitarbeiter/innen
zu ergreifenden Maßnahmen nach §12 Abs. 3 AGG betrifft,
findet sich das Vorbild für die Regelung in §4 Abs. 1 BSchG.
Die Frist für die Geltendmachung eines Schadensersatzan-
spruchs (2 Monate) schließlich ist dem Schwerbehinderten
recht nachgebildet worden (s. §81 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 SGB IX).
Alle diese Beispiele zeigen, dass der Gesetzgeber zahlreiche
Regelungsinhalte des AGG den bereits vorhandenen
Schutzvorschriften zugunsten benachteiligter Gruppen ent-
nommen und unter Ausdehnung des Anwendungsbereichs
zu einem allgemeinen Antidiskriminierungsrecht zusam-
mengesetzt hat.
Rechtsprechung zu den einzelnen Regelungen des AGG ist
bislang noch nicht bekannt geworden - dies kann nicht ver-
wundern, wenn man die Verfahrensdauer bis zu einer
rechtskräftigen Entscheidung bedenkt. Man wird aber
davon ausgehen können, dass sich die Arbeitsgerichte an
der gefestigten Rechtsprechung zur Diskriminierung wegen
des Geschlechts orientieren werden. Dazu gehört insbeson-
dere die Ablehnung rechtsmiss-bräuchlicher Klagen auf
Schadensersatz wegen Diskriminierung bei Einstellungen,
wenn der Kläger/die Klägerin offensichtlich kein ernsthaftes
Interesse an dem angebotenen Arbeitsplatz hatte (s. u. 5.).

3. Anforderungen bei Auswahlverfahren
a) Stellenausschreibung
Arbeitsplätze dürfen nicht unter Verstoß gegen das Benach-
teiligungsverbot ausgeschrieben werden, §11 AGG. Das
bedeutet, dass in der Stellenausschreibung weder offen
noch versteckt verbotene Differenzierungsmerkmale ver-
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wendet werden dürfen, es sei denn, es gibt dafür einen
sachlichen Grund.
Die meisten Klippen bei der Formulierung einer Stellenaus-
schreibung, sei sie intern oder extern, lassen sich umschif-
fen, wenn dem Ausschreibungstext ein gewissenhaft er-
stelltes Anforderungsprofil zugrunde liegt. Dies von der
Fachabteilung einzufordern, fällt erfahrungsgemäß vielen
Personalern schwer. Es lohnt aber die Mühe, denn nach
sauberer Prüfung der fachlichen und persönlichen Anforde-
rungen an den/die Stelleninhaber/in entsteht mit einiger Si-
cherheit ein diskriminierungsfreier Ausschreibungstext. Bei-
spielsweise wird abzuklären sein, ob ein Arbeitsplatz wirk-
lich „muttersprachliche Kenntnisse der arabischen Sprache"
(mit der Folge der Diskriminierung von Nicht-Arabisch-
stämmigen wegen der ethnischen Herkunft) oder schlicht
„verhandlungssicheres Arabisch" erfordert.
Gefährlich sind auch Formulierungen, die den Stil und das
Milieu des Arbeitsumfelds beschreiben sollen, z.B. „wir
freuen uns über familienorientierte Bewerber/innen" oder
„Fragen der Vereinbarkeit von Arbeitszeit und Familien -
pflichten lösen wir stets im Team...". All dies klingt sympa-
thisch, beschwört aber zugleich Fragen auf wie: Bin ich hier
als nicht familiär engagierter Mensch überhaupt willkom-
men? Sind eigentlich Bewerbungen von Männern er-
wünscht? Unschwer lassen sich daraus Diskriminierungs-
szenarien entwickeln, etwa eine Benachteiligung wegen
einer homosexuellen Orientierung, wegen des Geschlechts
(hier in Form der mittelbaren Diskriminierung, da erfah-
rungsgemäß Männer in geringerem zeitlichen Umfang in fa-
miliäre Aufgaben eingebunden sind), evtl. wegen der Welt-
anschauung, wenn man den Wunsch nach Kinderlosigkeit
als weltanschauliche Orientierung durchgehen lässt.
Wenn im Einzelfall die Benachteiligung wegen eines sachli-
chen Grundes gerechtfertigt ist (s. dazu näher unten 4.),
darf die Ausschreibung auch insoweit eindeutig sein. Bei-
spiele: „Darsteller für die Rolle des James Bond gesucht",
„Referent/in für den sorbischen Kulturverein ... Bevorzugt
werden Bewerber/innen, die der sorbischen Volksgruppe
entstammen." Auch in nicht derart eindeutig gelagerten
Fällen, also in der Praxis hauptsächlich bei der Selektion
nach Alter, ist es im Sinne eines transparenten Verfahrens
zu empfehlen, die Grenzen in der Stellenausschreibung un-
missverständlich anzugeben, also statt „junge, dynamische
Nachwuchsführungskraft m/w" lieber zu formulieren
„Nachwuchsführungskraft m/w ... Höchsteinstellungsalter
40 Jahre". Die erstgenannte, diffuse Formulierung birgt
obendrein noch das Risiko einer Diskriminierung wegen
einer Behinderung, jedenfalls öffnet sie Spekulationen über
das angedachte Alter Tür und Tor und schafft damit einen
höheren Anreiz zu Diskriminierungsvorwürfen als die ein-
deutige Grenzziehung. Zur Vorbereitung der Ausschreibung
gehört in solchen Fällen, die Begründung für die gewählte
Altersgrenze zusammen mit dem übrigen Anforderungspro-
fil aktenkundig zu machen.
Die in der Vergangenheit verbreiteten Formulierungen zur
Bevorzugung von Frauen und Schwerbehinderten („Frauen
sind besonders aufgefordert sich zu bewerben. Bewerbun-
gen von schwerbehinderten Menschen sind besonders will-
kommen/werden bei gleicher Qualifikation bevorzugt
berücksichtigt") können weiterhin eingesetzt werden. Nach
§5 AGG ist nämlich eine „unterschiedliche Behandlung

auch zulässig, wenn durch geeignete und angemessene
Maßnahmen bestehende Nachteile wegen eines in §1 ge-
nannten Grundes verhindert oder ausgeglichen werden sol-
len". Nach dem AGG sind also angemessene Bevorzugun-
gen potenziell benachteiligter Gruppen zulässig, darauf be-
ruhende Formulierungen können in Stellenausschreibun-
gen aufgenommen werden.

b) Umgang mit den Bewerbungen
Korrespondenz und sonstige Kontakte mit Stellenbewer -
ber/innen, auch im Wege von Praktika, Probearbeit usw.,
müssen diskriminierungsfrei, und zwar auch ohne den An-
schein einer Diskriminierung ablaufen.
Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass dem Arbeitge-
ber alle Äußerungen seiner Mitarbeiter/innen zugerechnet
werden können, und zwar nicht nur derjenigen, die am Ent-
scheidungsprozess beteiligt sind, sondern auch anderer, die
mehr oder weniger zufällig mit den Bewerbern/innen in
Kontakt kommen. Der Grund liegt darin, dass im Streitfall
Vermutungstatsachen (Indizien) ausreichen, um einem/r ab-
gelehnten Bewerber/in Anlass für eine Schadensersatzfor-
derung zu verschaffen, es müssen keine rechtsgeschäftli-
chen Erklärungen von dazu autorisierten Personen (Perso-
nalleiter, Referent etc.) vorliegen. Wenn sich also eine Be-
werberin telefonisch nach dem Fortgang des Stellenbeset-
zungsverfahrens erkundigt und beiläufig von einer Se-
kretärin erfährt „...Sie rufen aus dem Saarland an? Also Saar-
länder werden hier eigentlich nie eingestellt...", ist dies be-
reits ein Indiz für eine Benachteiligung wegen der Herkunft.
Personalfragebogen, die oft bereits vor einem Bewerbungs-
gespräch eingesetzt werden, dürfen keine diskriminieren-
den Fragestellungen enthalten. Fragen, die mit der Qualifi-
kation und Eignung für den konkreten Arbeitsplatz oder
mit sonstigen Arbeitgeberpflichten zusammenhängen, sind
weiterhin zulässig. Dies sei am Beispiel der Frage nach einer
Behinderung verdeutlicht: Nach dem Vorliegen einer Be-
hinderung, die zu einer dauerhaften Beeinträchtigung der
auszuübenden Tätigkeit führen würde, darf gefragt werden
- nicht hingegen nach der Art der Behinderung selbst.
Außerdem ist die Frage, ob der/die Bewerber/in schwerbe-
hindert oder einem/r Schwerbehinderten gleichgestellt ist,
zulässig. Denn an diese Eigenschaft knüpfen sich für den
Arbeitgeber Rechtsfolgen nach dem Sozialgesetzbuch Ne-
untes Buch (SGB IX), die teilweise auch schon im Bewer-
bungsverfahren gelten, z.B. die Pflicht öffentlicher Arbeit-
geber, schwerbehinderte Bewerber/innen zum Vorstel-
lungsgespräch einzuladen (§82 S. 2 SGB IX; anderer Ansicht
Grobys, Einstellung von Arbeitnehmern im Licht des AGG,
NJW-Spezial 2007, S. 81). 
Soweit bei Beamten/innen die deutsche oder EU/EWR-
Staatsangehörigkeit Einstellungsvoraussetzung ist, darf dies
im Personalfragebogen abgefragt werden. Korrekterweise
sollte nicht die Staatsangehörigkeit schlechthin erfragt wer-
den (mit der Möglichkeit, bei der späteren Auswahl nach
ethnischer Herkunft zu differenzieren), sondern nur nach
„Deutsche oder Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats
der Europäischen Union oder des Europäischen Wirt-
schaftsraums: Ja/Nein".
Was die Einladungen zu Vorstellungsgesprächen betrifft,
empfiehlt es sich - gerade bei Zweifeln im Hinblick auf das
AGG - alle Bewerber/innen einzuladen, die nach der Pa-
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pierform die geforderte Qualifikation aufweisen. Sonder-
vorschriften über die Verpflichtung zur Einladung bestimm-
ter Bewerber/innen bleiben ohnehin unberührt, etwa §7
Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) oder §82 S. 2 SGB IX.

c) Auswahl
Die Auswahl ist diskriminierungsfrei zu treffen, das gilt
nicht nur für das letztlich gefundene Auswahlergebnis, son-
dern auch für alle Teilschritte. Entsprechend sind Voraus-
wahlverfahren, auch wenn sie externen Dienstleistern über-
tragen werden, benachteiligungsfrei auszugestalten. Das-
selbe gilt für Einstellungstests und Assessment-Center.
Reine Persönlichkeitstests, deren Einsatz im Hinblick auf
das allgemeine Persönlichkeitsrecht des/r Bewerbers/in oh-
nehin bedenklich ist, dürften zumindest dann auch gegen
das AGG verstoßen, wenn sie Items mit Fragen zu sexuellen
Vorlieben oder Fantasien enthalten.
Eine diskriminierungsfreie Auswahl hat sich streng an dem
zuvor festgelegten Anforderungsprofil zu orientieren. Auf
diese Weise kann einem späteren Vorwurf entgegengewirkt
werden, es seien - in diskriminierender Absicht - nachträg-
lich bestimmte Qualifikationsmerkmale nachgeschoben
worden. Ein solches Vorgehen wäre gegenüber dem/r be-
nachteiligten Bewerber/in rechtswidrig (Grobys aaO mit
Hinweis auf die Rechtsprechung des BVerfG). Spätestens
seit Erlass des AGG mussten sich manche Arbeitgeber von
einer Personalauswahl nach dem Strickmuster „wir schrei-
ben mal irgendwie aus, schauen mal, wer da kommt, und
stellen dann diejenigen ein, die zu uns passen" verabschie-
den.
Maßnahmen der positiven Diskriminierung wie z. B. zugun-
sten von Frauen nach §8 BGleiG bleiben vom AGG un-
berührt, sind also weiterhin zulässig.

d) Dokumentation
Im Hinblick auf eine potenzielle Nachprüfung des Auswahl-
verfahrens wegen der Benachteiligung einzelner Bewer-
ber/innen ist eine lückenlose Dokumentation dringend an-
zuraten. 
Dies beschränkt sich nicht auf die Erwägungen bei der ab-
schließenden Auswahl, vielmehr sollten sämtliche Kontakte
mit einzelnen Bewerbern festgehalten werden, evtl. in kur-
zen Telefonnotizen, insbesondere wenn Aussagen zum wei-
teren Vorgehen, zu den Chancen des/r Bewerbers/in oder
zur Qualität der Bewerbung gefallen sind oder wenn ir-
gendwelche Zusagen gemacht wurden. Ein besonderes Au-
genmerk ist auf mögliche direkte Kontakte von Bewerbe-
rn/innen mit einer Fachabteilung zu richten. Was darüber in
Erfahrung zu bringen ist, sollte ebenfalls dokumentiert wer-
den.
Notizen von Vorstellungsgesprächen, seien sie strukturiert
oder eher ungeordnet, sollten immer aufgehoben werden.
Im Idealfall enthalten sie Beobachtungen und Wertungen,
die bereits einzelnen Elementen des Anforderungsprofils
zugeordnet sind.
Wenn externe Dienstleister eingebunden sind, ist darauf zu
achten, dass dem Arbeitgeber - zumindest auf Anforderung
- entsprechende Daten zur Verfügung stehen, beispielswei-
se Auswertungsbögen von Eignungsuntersuchungen oder
Notizen über Verhaltensbeobachtungen beim Assessment-
Center.

e) Absagen
In Absagen, ob mündlich oder schriftlich, sollte unbedingt
auf die Angabe von Ablehnungsgründen verzichtet werden.
So misslich es für eine/n unsichere/n Bewerber/in ist, so
peinlich die Gesprächssituation auch immer empfunden
wird, aus rechtlicher Sicht kann nur dringend empfohlen
werden, keine Hinweise zu den Gründen für die Ablehnung
zu geben. Gerade bei telefonischen Nachfragen wird diese
Vorsicht leicht außer Acht gelassen. Wenn dann im Zuge
des Plauderns Äußerungen fallen wie „Ach, ja, wissen Sie,
irgendwie hat die Chemie zwischen uns nicht gestimmt.
Und wir konnten uns nicht erklären, wieso Sie ein 3/4 Jahr
auf der griechischen Insel Ios verbracht haben" ist der Weg
für eine Schadensersatzklage des Bewerbers bereitet - die
Insel Ios war früher ein beliebter Treffpunkt von Homo -
sexuellen. Es kommt dann nicht einmal darauf an, ob der
Bewerber homosexuell ist oder war, nach der klaren Rege-
lung in §7 Abs. 1, 2. Halbsatz AGG genügt es, wenn der Ar-
beitgeber dies im Zeitpunkt der Entscheidung annimmt. 
Informationen und Feedbacks, die in keinem direkten Zu-
sammenhang zur Auswahlentscheidung stehen, können
den Bewerbern/innen hingegen vermittelt werden. Hier
kommen insbesondere in standardisierten (Vor-)Auswahl-
verfahren erstellte Auswertungen zum Erfüllungsgrad ein-
zelner Anforderungsmerkmale in Betracht. Es ist allerdings
ratsam, diese Rückmeldung nicht mit einer Absage zu ver-
binden.
Zulässig und unproblematisch ist in Absagen ein allgemei-
ner Hinweis, dass eine andere Bewerbung die Anforderun-
gen des Arbeitsplatzes noch besser erfüllt hat. Die Ableh-
nung einer Bewerbung eines Schwerbehinderten ist immer
zu begründen, §81 Abs. 1 S. 9 SGB IX.
Selbst nach Ablauf der 2-monatigen Frist (§16 Abs. 4 AGG)
gilt für die Mitteilung von Ablehnungsgründen nichts ande-
res. Es ist nämlich davon auszugehen, dass die Rechtspre-
chung den Fristbeginn auf die vollständige Ablehnungsent-
scheidung beziehen wird, so dass durch nachträglich mitge-
teilte Ablehnungsgründe die Frist von neuem zu laufen be-
ginnt.

f) Aufbewahrung von Unterlagen
Die in der Vergangenheit oft kontrovers diskutierte Frage,
wie lange und in welchem Umfang Bewerbungsunterlagen
von abgelehnten Bewerbern/innen aufbewahrt werden
durften, ist seit Erlass des AGG klarer zu beantworten: Nach
§15 Abs. 4 AGG ist ein etwaiger Schadensersatzanspruch
innerhalb von zwei Monaten ab Zugang der Ablehnung
schriftlich geltend zu machen. Jedenfalls bis zum Ablauf
dieser Frist besteht ein rechtlich anerkennenswertes Inte -
resse des Arbeitgebers an der Aufbewahrung von Unterla-
gen oder Kopien davon bzw. entsprechender Dateien, und
zwar von allen Bewerbungen einschließlich des im Zuge des
Auswahlverfahrens erstellten Materials. Wenn innerhalb
der Frist ein Anspruch geltend gemacht wird, verlängert
sich die Befugnis des Arbeitgebers zur Aufbewahrung bis
zum Ablauf der Ausschlussfrist für die Klageerhebung von
weiteren drei Monaten (§61 b Arbeitsgerichtsgesetz).

g) Bedeutung der DIN 33430
Die DIN-Norm 33430 „Anforderungen an Verfahren und
deren Einsatz bei berufsbezogenen Eignungsbeurteilungen"
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beschreibt Qualitätskriterien und -standards für berufsbe-
zogene Eignungsbeurteilungen sowie Qualifikationsanfor-
derungen an die an der Eignungsbeurteilung beteiligten
Personen (zum Inhalt im Einzelnen s.a. S. DGP-Mitteilun-
gen Heft 57, Jahrgang 48, April 2003). Die Einhaltung von
DIN-Normen ist rechtlich nicht verbindlich. Wer sie einhält,
kann sich aber darauf verlassen, den aktuellen Stand von
Wissenschaft und Technik anzuwenden. Nach der DIN
33430 (4.1 Abs. 1) dürfen „für die berufsbezogene Eig-
nungsbeurteilung nur solche Verfahren eingeplant werden,
die nachweislich einen Bezug zu den Anforderungen
haben". DIN-konforme Auswahlverfahren erfüllen damit
zugleich die Anforderungen des AGG.
Besondere Bedeutung kann die DIN 33430 entfalten, wenn
sich der Arbeitgeber dafür entscheidet, das Auswahlverfah-
ren ganz oder teilweise auf einen externen Dienstleister zu
übertragen. Durch Bezugnahme auf die DIN-Norm kann er
sicherstellen, dass dabei nur berufs- und anforderungsbezo-
gene Verfahren zur Eignungsfeststellung eingesetzt werden.
Zudem kann vereinbart werden, dass der Auftragnehmer
die in der DIN-Norm genannten Qualitätsanforderungen
erfüllt.
Die Einhaltung der DIN 33430 wirkt sich im Streitfall über
eine Diskriminierung zugunsten des Arbeitgebers als Be-
weiserleichterung aus: Bei Einhaltung dieser Qualitätsstan-
dards lassen sich Indizien für eine Benachteiligung leichter
entkräften und nachweisen, dass das Auswahlverfahren in
jedem seiner Schritte willkürfrei durchgeführt wurde.

4. Ausnahmen vom Benachteiligungsverbot
Benachteiligungen infolge unterschiedlicher Behandlung -
nicht hingegen bei Belästigungen - können ausnahmsweise
auch nach dem AGG gerechtfertigt sein. Die Rechtfertigung
erfordert einen anerkennenswerten sachlichen Grund. Im
Einzelnen ergeben sich aus dem AGG ein allgemeiner
Rechtfertigungstatbestand, §8 AGG, und zwei besondere,
§§9 und 10 AGG. 
Nach §8 Abs. 1 AGG „Zulässige unterschiedliche Behand-
lung wegen beruflicher Anforderungen" ist „eine unter-
schiedliche Behandlung wegen eines in §1 genannten
Grundes zulässig, wenn dieser Grund wegen der Art der
auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausü-
bung eine wesentliche und entscheidende berufliche An-
forderung darstellt, sofern der Zweck rechtmäßig und die
Anforderung angemessen ist." Die wesentlichen berufli-
chen Anforderungen werden im Sinne von unverzichtbaren
Voraussetzungen für die betreffende Tätigkeit verstanden.
Klassische Beispiele sind geschlechtsspezifische Rollenbe-
setzungen bei Bühne und Film. Soweit es um die Benach-
teiligung aufgrund der ethnischen Herkunft oder Rasse
geht, können Organisationen anerkannter nationaler Min-
derheiten entsprechende berufliche Anforderungen für sich
in Anspruch nehmen (Beispiele s. schon oben 4. a). Um-
stritten (und ungelöst) sind Fälle, in denen der Arbeitgeber
anführt, Angehörige einer bestimmten Religion und ethni-
schen Herkunft müssten für die Stelle eines Repräsentanten
ausscheiden, da sie im Zielland nicht akzeptiert würden,
konkret: Juden in Russland. Hier stellt sich die Frage, ob die
gesellschaftliche Wirklichkeit in der vorgesehenen Arbeit-

sumgebung im Ausland zu einer innerstaatlichen Rechtfer-
tigung der Benachteiligung herangezogen werden kann.
Unproblematischer sind berufliche Anforderungen, die zu
einer Benachteiligung von behinderten Bewerbern/innen
führen, z.B. verlangt eine Außendiensttätigkeit auf Baustel-
len, dass der/die Bewerber/in auch Treppen, Leitern und
Gerüste erklimmen kann.
§9 AGG räumt den Religionsgemeinschaften und den ihnen
zugehörigen Einrichtungen das Recht ein, bei eigenen Mit-
arbeitern das Bekenntnis zu der jeweiligen Religion oder
Weltanschauung als berufliche Anforderung zu statuieren.
Für die Praxis besonders relevant ist die nach §10 AGG in
begründeten Fällen zulässige unterschiedliche Behandlung
wegen des Alters. Sie muss „objektiv und angemessen und
durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt sein". Um die Bedeu-
tung dieser Formulierung zu erhellen, hat der Gesetzgeber
immerhin 6 Regelbeispiele für Rechtfertigungen angeführt.
Nach Nr. 3 kommt die Festsetzung eines Höchstalters für
die Einstellung auf Grund der spezifischen Ausbildungsan-
forderungen eines bestimmten Arbeitsplatzes oder auf
Grund der Notwendigkeit einer angemessenen Beschäfti-
gungszeit vor dem Eintritt in den Ruhestand in Betracht.
Die zuletzt genannte Alternative ist einschlägig, wenn bei-
spielsweise die Qualifikation zur Aufsichtsperson auf dem
Gebiet des Arbeitsschutzes den Arbeitgeber 150.000 Euro
kostet, er deswegen eine Beschäftigungszeit von minde-
stens 25 Jahren vor dem Eintritt in den Ruhestand für ange-
messen erachtet und daher ein Höchsteinstellungsalter von
40 Jahren festlegt. Die übrigen Regelbeispiele in §10 bezie-
hen sich auf die Förderung der beruflichen Eingliederung
(Nr. 1), auf Mindestgrenzen bei Alter, Berufserfahrung oder
Dienstalter (Nr. 2), auf Altersgrenzen bei betrieblicher Al-
tersversorgung (Nr. 4), auf das Ausscheiden von Beschäftig-
ten bei Erreichen des Rentenbezugsalters (Nr. 5) und auf
Sozialpläne (Nr. 6).

5. Haftungsrisiken und deren Minimierung
Das Haftungsrisiko ergibt sich aus den potenziellen Scha-
densersatzansprüchen der abgewiesenen Bewerber/innen.
Dabei sind folgende Anspruchstypen zu unterscheiden: Er-
satz des materiellen Schadens nach §15 Abs. 1 AGG und
Ersatz immaterieller Schäden nach §15 Abs. 2 AGG.
Den materiellen Schaden hat der Arbeitgeber bei einem
Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot zu ersetzen, es
sei denn, er hat die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, hat
also weder vorsätzlich noch fahrlässig gehandelt (§280 Abs.
1 S. 2 BGB). Dabei ist zu beachten, dass der Arbeitgeber
sich das Verhalten seiner Beschäftigten und von Dritten,
die er in das Auswahlverfahren eingeschaltet hat (z.B. zur
Vorauswahl oder zum Assessment-Center), zurechnen las-
sen muss (§278 BGB). Da kein Anspruch auf Einstellung
oder beruflichen Aufstieg besteht (§15 Abs. 6 AGG), be-
schränkt sich der Anspruch auf Ersatz in Geld. Er umfasst
die entgangenen Vermögensvorteile, und zwar bei einer
vereitelten Einstellung beschränkt auf die Bezüge für die
Zeit bis zum erstmöglichen Kündigungstermin (während
der Probezeit also nur wenige Wochen).
In den meisten Fällen ist das Haftungsrisiko für immateriel-
le Schäden viel bedeutsamer: Für Anspruchssteller, die auch



63IVI 3/2007

I. Püttner n Die Anwendung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes  ...IVI

bei diskriminierungsfreier Auswahl nicht zum Zuge gekom-
men wären, ist der Anspruch auf 3 Monatsgehälter be-
grenzt. Die Entschädigung für einen diskriminierten Best-
qualifizierten soll nach §15 Abs. 2 AGG „angemessen" sein.
Anhaltspunkte für die denkbare Höhe einer solchen Ent-
schädigung gibt es noch nicht, aber der Europäische Ge-
richtshof verlangt in diesem Zusammenhang eine „wirklich
abschreckende Wirkung" (EuGH 22.04.1997, Rs. C-180/95
- Draempaehl). Zu Entschädigungssummen, wie sie als „pu-
nitive damages" nach amerikanischem Recht üblich sind,
werden die deutschen Arbeitsgerichte wohl kaum greifen,
aber eine Summe im höheren 5-stelligen Bereich kann
ohne Weiteres zusammenkommen. Bedeutsam ist, dass die
Haftung nach §15 Abs. 2 AGG vom Verschulden des Arbeit-
gebers unabhängig ist.
Ähnlich wie schon nach Erlass der Vorschriften zum Scha-
densersatz wegen Diskriminierung wegen des Geschlechts
besteht die Gefahr, dass einzelne Bewerber/innen ihre Un-
terlagen nur einreichen, um - nach erfolgter Ablehnung -
mit Hinweis auf eine Diskriminierung den Schadensersatz
geltend zu machen („Diskriminierungs-hopping"). Zwar
haben die Arbeitsgerichte bereits in der Vergangenheit sol-
chen Bewerbern/innen den Anspruch versagt, die sich of-
fensichtlich nur zum Schein beworben hatten (z.B. ein
Rechtsreferendar auf die Stelle einer Sekretärin) und in
Wirklichkeit dem Arbeitsmarkt gar nicht zur Verfügung
standen oder deren Qualifikation sich in keiner Weise mit
der geforderten deckte. In allen weniger eindeutigen Fällen
ist es aber Sache des Arbeitgebers, den Diskriminierungs-
vorwurf zu entkräften (Beweislast nach §22 AGG).
Nachzuweisen, das etwas nicht stattgefunden hat, nämlich
die behauptete Diskriminierung, ist schwierig. Gelingen
wird der Nachweis, wenn der Arbeitgeber die Beweggrün-
de seiner Auswahl im Einzelnen darlegen und belegen
kann. Überzeugend wird sein Vortrag sein, wenn er eine
entsprechende Dokumentation des Auswahlverfahrens vor-
weisen kann. Die seit Erlass des AGG kontrovers diskutierte
Frage, ob man nun möglichst wenig oder möglichst viel do-
kumentieren solle, ist damit klar zu beantworten: möglichst
viel und möglichst authentisch! Die Authentizität - und
damit der Beweiswert - ist am höchsten, wenn die Auf-
zeichnungen direkt im Vorstellungsgespräch angefertigt
wurden, wenn Vermerke handschriftlich in die Bewer-
bungsunterlagen eingetragen wurden usw. Die gelegentlich
geäußerte Idee, man könne ja ohne Weiteres nachträglich
die nötigen Aufzeichnungen anfertigen, wenn ein gerichtli-
cher Streit drohe, verrät nicht nur Unredlichkeit im Umgang
mit dem AGG, sie birgt auch das Risiko, dass sich mehrere
Gesprächsteilnehmer nach längerer Zeit ganz verschieden
an die Gesprächssituation erinnern („Warum haben wir
Herrn X eigentlich abgelehnt? War es der, der ständig errö-
tete? Oder lag es an mangelnder Umzugsbereitschaft?")
oder - noch nachteiliger - dass sich ein Teilnehmer genau
erinnert, dass nichts aufgeschrieben wurde ... Beweiser-
leichternd zugunsten des Arbeitgebers dürfte sich auswir-
ken, wenn er belegen kann, dass für das gesamte Auswahl-
verfahren die Anforderungen der DIN 33430 eingehalten
worden sind.
Schon im Vorfeld der Vorstellungsgespräche kann der Ar-
beitgeber einiges tun, um die genannten Haftungsrisiken zu

verringern: Neben einer sorgfältig erarbeiteten Ausschrei-
bung gehört dazu eine diskriminierungsfreie Kommunikati-
on mit den Bewerbern/innen. Wenn der Verdacht besteht,
es könnten bereits Indizien für eine Benachteiligung ge-
schaffen worden sein, sei es auch auf Grund vorangegange-
ner Auswahlverfahren, oder wenn sich bei einzelnen Be-
werbern/innen Diskriminierungsmerkmale schon abzeich-
nen, sollten die Bewerbungen keinesfalls beiseite gelegt
werden. Vielmehr ist anzuraten, die betreffenden Bewer-
ber/innen lieber zum Vorstellungsgespräch einzuladen,
auch wenn sie ansonsten nicht in die engste Wahl gezogen
worden wären. In der Praxis stellt sich in der Vorstellungssi-
tuation meist unproblematisch heraus, dass die auf diese
Weise hinzugenommenen Bewerber/innen die Anforderun-
gen des Arbeitsplatzes doch nicht optimal erfüllen. Wer als
Arbeitgeber unter Sparsamkeitsgesichtspunkten wegen der
Erstattung von Vorstellungskosten vor allzu vielen Vorstel-
lungsgesprächen zurückschreckt, kann die Erstattung auch
von vornherein ausschließen. Dies ist bereits durch einen
entsprechenden Hinweis in der Stellenausschreibung mög-
lich, ansonsten im Einladungsschreiben. Ein Ausschluss
wirkt insbesondere auf Scheinbewerber/innen ab-
schreckend. Die damit einhergehende Belastung der seriö-
sen Bewerber/innen muss bei dieser Lösung in Kauf ge-
nommen werden.

6. Innerbetriebliche Kommunikation
Das AGG und die zugehörige prozessrechtliche Vorschrift
§61 b Arbeitsgerichtsgesetz gehören zu den aushangpflich-
tigen Gesetzen, §11 Abs. 5 AGG. Durchaus modern lässt
der Gesetzgeber zu diesem Zweck auch den Einsatz der im
Betrieb oder der Dienststelle üblichen Informations- und
Kommunikationstechnik zu, d.h. eine Veröffentlichung im
Intranet genügt, um der Aushangpflicht Genüge zu tun.
Darüber hinaus soll der Arbeitgeber seine Mitarbeiter/ -
innen über die Unzulässigkeit von Benachteiligungen infor-
mieren und entsprechend auf sie einwirken (§12 Abs. 2
AGG). Wie er diese Pflicht erfüllt, ist im Gesetz nicht vorge-
geben, insbesondere besteht keine Verpflichtung, die ge-
samte Belegschaft zu Fortbildungsseminaren zu schicken.
Unabhängig von der gesetzlichen Informationspflicht ist es
im Interesse des Arbeitgebers, eine möglichst weitgehende
Beachtung des Benachteiligungsverbots durchzusetzen und
eine entsprechende Umgangskultur zu fördern: Nur so lässt
sich das Entstehen von Indizien für Diskriminierungen ver-
meiden. Das Risiko, dass solche Indizien von gescheiterten
Bewerbern/innen ins Feld geführt werden, ist naturgemäß
bei internen Auswahlverfahren besonders hoch. Angesichts
der im öffentlichen Dienst relativ geringen Personalfluktua-
tion spielt dieser Bereich eine große Rolle und führt erfah-
rungsgemäß zu überdurchschnittlich vielen Streitfällen.
Dieser Trend dürfte sich auf Grund der Regelungen des
AGG noch verstärken.

n Ingo Püttner, Rechtsassessor  Berufsgenossen-
schaft Metall Nord Süd, 
E-Mail: ingo.puettner@bgmet.de
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Im Jahr 2006 gab es in Deutschland 344 Hochschulen,
davon 56 in privater und 43 in kirchlicher Trägerschaft. An
den 169 Fachhochschulen waren ca. 26.000 Personen be-
schäftigt und ca. 530.000 Studierende immatrikuliert. Für
die 175 Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Tech-
nischen Hochschulen und Kunsthochschulen arbeiteten ca.
255.000 Menschen und betreuten dort ca. 1,4 Millionen
Studierende (www.wissenschaftsrat.de).
Wie wird an diesen Hochschulen die Chancengleichheit in-
nerhalb der Beschäftigten und der Studierenden herge-
stellt? Welche gesetzlichen Regelungen schützen welche
besonderen Personengruppen? Wer ist für die Chancen-
gleichheit zwischen Männern und Frauen, Inländern und
Ausländern, Studierenden mit und ohne Kind ... zuständig?
Und gibt es in Deutschland bereits eine Tendenz zur Eta-
blierung von Diversity Management an Hochschulen? 
Mit diesen Fragestellungen beschäftigt sich der folgende
Beitrag. Er greift damit eine aktuelle Diskussion auf, die in-
ternational bereits seit längerer Zeit geführt wird und nun
langsam auch Deutschland erreicht. Wenn Unternehmen in
Zukunft verstärkt auf bisher ungenutzte Potentiale beson-
derer Personengruppen zurückgreifen wollen, dann müssen
diese Potentiale frühzeitig erkannt und im Bildungssystem
gezielt gefördert werden. Wenn die Beschäftigten der Zu-
kunft sensibel mit der zunehmenden organisationalen Viel-
falt umgehen sollen, dann müssen die entsprechenden
Kompetenzen bereits in der Ausbildung vermittelt werden. 

1. Die rechtliche Ausgangslage an 
deutschen Hochschulen

Die rechtlichen Vorgaben zur Chancengleichheit zwischen
Frauen und Männern an Hochschulen ergeben sich aus den
Gleichstellungsgesetzen sowie aus den Hochschulgesetzen
des Bundes und aller 16 Bundesländer. Sie weisen viele Un-
terschiede, aber auch eine Reihe von Gemeinsamkeiten auf,
die hier kurz beschrieben werden (vgl. insgesamt CEWS
2002): Zu den Kernaufgaben der Hochschulen gehört auch
die Durchsetzung der Gleichberechtigung. Diese Aufgabe
beinhaltet in allen Bundesländern mindestens die Beseiti-
gung bestehender Nachteile für Wissenschaftlerinnen. Zu
diesem Zweck sind Stellen für Frauen- oder Gleichstel-
lungsbeauftragte einzurichten, um die Einhaltung der ge-
setzlichen Vorgaben zu kontrollieren. Weiterhin sollen
diese Personen die weiblichen Beschäftigten beraten, an
der Gestaltung von Frauenförderplänen mitwirken sowie an
personellen, organisatorischen und sozialen Maßnahmen

beteiligt werden. In allen Bundesländern ist die Aufstellung
von Gleichstellungs- oder Frauenförderplänen vorgeschrie-
ben. Diese sehen in der Regel eine Beschäftigtenstruktur-
analyse sowie Maßnahmen zur Erhöhung des Frauenanteils
in Bereichen vor, in denen sie unterrepräsentiert sind. Wei-
terhin müssen die Hochschulen auf eine gleichberechtigte
Beteiligung von Frauen und Männern in Gremien der uni-
versitären Selbstverwaltung hinwirken. Seit der HRG-No-
velle von 1998 sind bei der staatlichen Finanzierung der
Hochschulen auch Gleichstellungsaufgaben zu evaluieren
und zu erfüllen (CEWS 2002, S. 17). Anders als die teilwei-
se sehr allgemeinen Formulierungen in den Gesetzestexten
vermuten lassen (Gleichstellungsauftrag, Gleichstellungs-
aufgaben, Gleichstellungsbeauftragte ...), ist hier stets nur
die Chancengleichheit zwischen Männern und Frauen an-
gesprochen. Andere Diversity-Gruppen werden von diesen
Gesetzen nicht tangiert.
Rechtliche Regelungen für Menschen mit Behinderungen
sind im Sozialgesetzbuch IX sowie in diversen deutschen
Landesgesetzen zur Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderung dokumentiert. Diese Vorgaben gelten auch für
den Hochschulbereich. Einige wichtige Aspekte des
Schwerbehindertenrechts werden nachfolgend beschrieben
(vgl. insgesamt BIH 2002): In Dienststellen, in denen we-
nigstens 5 schwerbehinderte Menschen nicht nur vorüber-
gehend beschäftigt werden, ist eine Schwerbehindertenver-
tretung zu wählen (§94-97 SGB IX). Die Aufgabe dieser
Stelle besteht darin, die Teilhabe schwerbehinderter Men-
schen am Arbeitsleben zu fördern und deren Interessen zu
vertreten. Dort wird die Einhaltung der relevanten Gesetze
und Verordnungen überwacht, werden Anregungen und
Beschwerden von schwerbehinderten Menschen entgegen-
genommen bzw. werden Einstellungs- und Kündigungsfälle
begleitet (BIH 2002, S. 186). Viele Hochschulen und Stu-
dentenwerke haben darüber hinaus Schwerbehindertenbe-
auftragte etabliert, die für alle Fragen rund um die Beschäf-
tigung oder das Studium mit einer Behinderung zuständig
sind. Sie wirken häufig an der Erstellung von Integrations-
vereinbarungen mit. Mit diesem modernen Instrument soll
die zukünftige Integrationsarbeit über Zielvereinbarungen
gesteuert werden.
In unterschiedlichen Personalvertretungsgesetzen des Bun-
des und der Länder sind die Rechte der jugendlichen Ar-
beitnehmer (bis 18 Jahren) und Auszubildenden (bis 25
Jahren) geregelt. Diese jungen Beschäftigten haben über
ihre Jugend- und Auszubildendenvertretung das Recht:

Günther Vedder

Chancengleichheit und Diversität 
an deutschen Hochschulen

Günther Vedder



65IVI 3/2007

G. Vedder n Chancengleichheit und Diversität an deutschen HochschulenIVI

• Maßnahmen beim Personalrat zu beantragen, die den ju-
gendlichen Arbeitnehmern und den Auszubildenden die-
nen, insbesondere in Fragen der Berufsausbildung,

• die tatsächliche Gleichstellung von Männern und Frauen
bei der Ausbildung, auch im Hinblick auf die Förderung
der Vereinbarkeit von Familie und Ausbildung, durchzu-
setzen,

• die Integration ausländischer Auszubildender zu fördern
und entsprechende Maßnahmen beim Personalrat zu be-
antragen.

Ebenfalls auf der Basis von Personalvertretungsgesetzen des
Bundes und der Länder sind die Personalräte an deutschen
Hochschulen tätig. Sie sind für alle Beschäftigten (Beamte,
Angestellte, Arbeiter) gleichermaßen zuständig. Zu ihren
Aufgaben gehört die Mitwirkung bei der Eingliederung und
Förderung von Schwerbehinderten, Telearbeitnehmern und
ausländischen Beschäftigten, bei der Gleichstellung von
Mann und Frau sowie bei der Unterstützung der Jugend-
und Auszubildendenvertretung (§69 PersVG Rheinland-
Pfalz). Wie intensiv die Personalräte die Unterstützung und
den Schutz besonderer Beschäftigtengruppen zu ihren Auf-
gaben machen, schwankt von Standort zu Standort. 
Im aktuellen Hochschulrahmengesetz (HRG) weisen einige
Paragrafen auf die Verpflichtungen der deutschen Hoch-
schulen gegenüber besonderen Studierendengruppen hin.
So zum Beispiel:
• §2 Abs. 4 HRG: Die Hochschulen wirken an der sozialen

Förderung der Studierenden mit; sie berücksichtigen die
besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern.
Sie tragen dafür Sorge, dass behinderte Studierende in
ihrem Studium nicht benachteiligt werden und die Ange-
bote der Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in An-
spruch nehmen können. Sie fördern in ihrem Bereich den
Sport.

• §2 Abs. 5 HRG: Die Hochschulen fördern die internatio-
nale, insbesondere die europäische Zusammenarbeit im
Hochschulbereich und den Austausch zwischen deut-
schen und ausländischen Hochschulen; sie berücksichti-
gen die besonderen Bedürfnisse ausländischer Studenten.

• §3 HRG: Die Hochschulen fördern die tatsächliche Durch-
setzung der Gleichberechtigung von Männern und Frauen
und wirken auf die Beseitigung bestehender Nachteile
hin.

Die zuletzt genannte Vorgabe gilt für alle Tätigkeitsbereiche
und Zielgruppen, also auch für Studierende. Die vier her-
vorgehobenen Personengruppen werden in mehreren an-
deren Paragrafen des HRG ebenfalls
erwähnt. Sie haben den Anspruch auf
eine besondere Förderung an deut-
schen Hochschulen.

2. Befunde zur Diversity-
Situation an 
deutschen Hochschulen

Es fällt nicht leicht, eine sinnvolle Aus-
wahl von möglichst aktuellen Studien
und Befunden zu treffen, um die Di-
versity-Situation im deutschen Hoch-

schulbereich adäquat zu erfassen. Bei der Literaturrecher-
che stößt man zunächst einmal immer wieder auf das
CEWS-Hochschulranking nach Gleichstellungsaspekten, auf
das Total E-Quality Zertifikat und das Audit Familienge-
rechte Hochschule. Diese drei Verfahren werden nachfol-
gend ebenso vorgestellt wie die wichtigsten Befunde einer
Erhebung zur betriebswirtschaftlichen Diversity-Forschung
an deutschen Hochschulen von Krell/Wächter/Pantelmann.
Um die Situation der Studierenden ausreichend zu würdi-
gen, werden danach auch die Leistungen der Studierenden-
werke für unterschiedliche benachteiligte Studierenden-
gruppen vorgestellt. 

2.1 Gender-Gleichstellungsmaßnahmen im Wissenschafts-
bereich
In Deutschland ist das Kompetenzzentrum Frauen in Wis-
senschaft und Forschung (CEWS) seit seiner Gründung im
Jahr 2000 der „nationale Knotenpunkt zur Verwirklichung
der Chancengleichheit von Männern und Frauen
(http://www.cews.org)“ im Wissenschaftsbereich. Dort
wurden in den letzten Jahren diverse Beiträge zu Gleich-
stellungsmaßnahmen an deutschen Hochschulen publi-
ziert, wobei es in den Schriften regelmäßig und sehr kon-
zentriert um die unterschiedlichsten Aspekte der Diversity-
Dimension Geschlecht geht (Löther 2004). Besondere Auf-
merksamkeit hat das CEWS-Hochschulranking nach Gleich-
stellungsaspekten erregt, das im Jahr 2005 zum zweiten
Mal herausgegeben wurde und sich als „Instrument der
Qualitätskontrolle (CEWS 2005, S. 5)“ in diesem Bereich
etabliert hat.
Seit dem Ende der 1980er Jahre werden an deutschen
Hochschulen gleichstellungspolitische Maßnahmen und
Förderprogramme durchgeführt, mit denen insbesondere
der Frauenanteil in den unterschiedlichsten Bereichen er-
höht werden soll. Die zahlenmäßige Entwicklung sieht
dabei auf nahezu allen Ebenen zunächst einmal positiv aus
(http://www.cews.org/statistik).
Alle Frauenanteile haben sich auf den verschiedenen Quali-
fikations- und Beschäftigungsebenen zwischen 1984 und
2004 deutlich erhöht, teils mehr als verdoppelt (alle Pro-
fessuren) oder gar mehr als vervierfacht (Habilitationen).
Auf den zweiten Blick wird allerdings deutlich, dass die
enormen Zuwächse meist auf niedrige Ausgangsniveaus
zurückzuführen sind. Insbesondere auf den höheren Quali-
fikations- und Beschäftigungsebenen bei weitem noch kein
50%-Frauenanteil erreicht. Dies fällt vor allem bei den im

Tabelle 1: Veränderung der Frauenanteile zwischen 1984
und 2004
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deutschen System am höchsten dotierten C4/W3-Professu-
ren auf, die im Jahr 2004 nur in 9,1% aller Fälle von Frauen
besetzt waren. Aus dem CEWS-Hochschulranking nach
Gleichstellungs aspekten wird deutlich, dass sich die Erfolge
höchst unterschiedlich auf verschiedene Hochschulstandor-
te verteilen. Für das Ranking 2005 wurden 251 Hochschu-
len nach folgenden Indikatoren bewertet und in Ranggrup-
pen aufgeteilt (CEWS 2005):
• Studierende: Wie nahe kommt die jeweilige Hochschule

einer Gleichverteilung zwischen Studentinnen und Stu-
denten?

• Promotionen: In welcher Relation stehen der weibliche
Promotionsanteil und der Studentinnenanteil an der je-
weiligen Hochschule?

• Habilitationen: In welcher Relation stehen der weibliche
Habilitationsanteil und der Studentinnenanteil an der je-
weiligen Hochschule?

• Hauptberufliches wissenschaftliches und künstlerisches
Personal: In welcher Relation stehen der Frauenanteil in
diesem Bereich und der Studentinnenanteil an der jewei-
ligen Hochschule?

• Professuren: In welcher Relation stehen der Professorin-
nenanteil und der Studentinnenanteil an der jeweiligen
Hochschule?

• Veränderungen gegenüber 1998 (Personal und Professu-
ren): Wie haben sich die Frauenanteile in den Bereichen
im Zeitverlauf verändert?

Zwischen den Gesamtsiegern des Rankings 2005 (FU Ber-
lin, Universität Bielefeld, Universität Frankfurt am Main,
Universität Göttigen = Ranggruppe 1) und den sehr
schlecht plazierten Universitäten in Greifwald und Konstanz
(Ranggruppe 8) lagen in der Bewertung Welten. Die besten
Universitäten erreichten 11 von 14 möglichen Punkten –
die schlechtesten nur 4 von 14 Punkten (CEWS 2005, S.
31f.). Bei den Fachhochschulen erreichte der Sieger, die
Hochschule Dresden, alle 10 möglichen Punkte, während
die fünf Schlusslichter auf 0 von 10 Punkte kamen (CEWS
2005, S. 33f.). Was kann man aus den CEWS-Informationen
ableiten? Es wurden in den letzten 15 Jahren viel Zeit, En -
er gie und auch finanzielle Mittel in die Förderung von Frau-
en im Wissenschaftsbereich investiert. Keine andere Diver-
sity-Zielgruppe kann an Hochschulen auf ähnlich ausgebau-
te Fördermaßnahmen und -strukturen zurückgreifen. Die
Fortschritte bei den Frauenanteilen stellten sich in der Ver-
gangenheit vergleichsweise langsam aber regelmäßig ein,
wobei große Differenzen zwischen einzelnen Standorten
festzustellen sind. Die Veränderungen haben insbesondere
die oberen Hierarchieebenen an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen noch nicht in einem zufriedenstel-
lenden Maß und auf breiter Ebene erreicht. 

2.2 Zertifikate: Total E-Quality und Familiengerechte Hoch-
schule
Deutschen Hochschulen stehen seit mehreren Jahren zwei
Möglichkeiten zur Verfügung, ihre Aktivitäten in den Berei-
chen Geschlecht oder Familie zu erfassen und durch eine
dritte Organisation zertifizieren zu lassen. Sie dokumentie-
ren damit, dass sie sich systematisch mit dem Themenfeld
auseinandersetzen und kontinuierliche Verbesserungen an-
streben. 

Total E-Quality Prädikat für wissenschaftliche Einrichtungen
Seit 1997 verleiht der Verein Total E-Quality Deutschland
e.V. eine Auszeichnung für Institutionen, die sich nachweis-
lich und langfristig in ihrer Personalpolitik für Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern einsetzen. „Entschei-
dendes Kriterium für die Vergabe des Prädikates ist, dass
die Organisationen einen erfolgreichen Konsens zwischen
wirtschaftlichen Belangen und den Interessen der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter mittels geeigneter Personalstrate-
gien zur Umsetzung von Chancengleichheit erzielen“
(www.total-e-quality.de). Die Auszeichnung basiert auf
einer standardisierten Selbstanalyse und –bewertung in den
Aktionsfeldern:
(1) Personalbeschaffung und Stellenbesetzung, 
(2) Karriere- und Personalentwicklung, 
(3) Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familienverant-

wortung, 
(4) Institutionalisierte Gleichstellungspolitik, 
(5) Planungsinstrumente in der Organisationsentwicklung, 
(6) Organisationskultur 
(7) Forschung, Lehre, Studium (Total E-Quality 2004, S. 9). 

Eine fachkompetente Jury bewertet anschließend das Ge-
samtkonzept der Chancengleichheitspolitik einer Organisa-
tion, ihre Zielsetzungen und innovativen Aktivitäten. Bei
einer positiven Beurteilung erhält die Organisation das
Total E-Quality Prädikat für 3 Jahre zugesprochen und kann
damit uneingeschränkt werben. Bis zum Jahr 2005 wurden
in 12 Prädikatsvergaben über 100 Institutionen aus Wirt-
schaft, Politik, Verwaltung und eben auch Wissenschaft
ausgezeichnet. Dazu gehörten bis zum Jahr 2005 auch 21
Hochschulen und Forschungseinrichtungen.Diese Organisa-
tionen aus dem Hochschulbereich haben sich also bereits
intensiv und systematisch mit der Chancengleichheit zwi-
schen Männern und Frauen (Diversity-Dimension Ge-
schlecht) auf allen Hierarchieebenen und in allen Tätigkeits-
bereichen (auch für Studierende und im Rahmen der Work-
Life-Balance) auseinander gesetzt. 

Audit Familiengerechte Hochschule©

Seit 1998 bietet die Beruf und Familie gGmbH im Auftrag
der Gemeinnützigen Hertie-Stiftung das Audit Beruf und
Familie© an und verleiht ein entsprechendes Zertifikat. Ziel
ist die Förderung einer familienorientierten Personalpolitik
in Unternehmen und Institutionen. Bei dem Audit handelt
es sich um ein Managementinstrument, das von externen,
qualifizierten Auditoren vor Ort angewendet wird, um in
mehreren Workshops eine Bestandsaufnahme des bisheri-
gen familienbewussten Personalmanagements durchzu-
führen und Ziele für die Zukunft zu definieren. Ein Auditrat
bewertet anschließend insbesondere die Zielsetzungen der
Organisationen und verleiht das Grundzertifikat zum
Audit, das nach 3 Jahren durch eine weitere externe Re-
Auditierung in das endgültige Zertifikat zum Audit Beruf
und Familie© überführt werden kann (www.beruf-und-
familie.de). Seit dem Jahr 2002 besteht für wissenschaftli-
che Einrichtungen die Möglichkeit, das aus dem Audit
Beruf und Familie© weiterentwickelte Audit Familienge-
rechte Hochschule© zu durchlaufen. In acht Handlungsfel-
dern erfolgt dabei eine Bestandsaufnahme der vorhande-
nen Angebote und angestrebten Maßnahmen:
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(1) Arbeitszeit,
(2) Arbeitsorganisation,
(3) Arbeitsort,
(4) Personalentwicklung,
(5) Führungskompetenz,
(6) Informations- und Kommunikationspolitik,
(7) Service für Familie,
(8) Studium und weitere wissenschaftliche Qualifizierung
(Vedder 2004, S. 212).

Die unterschiedlichen Zertifikate für beide Audits wurden
bis zum Jahr 2005 mehr als 250mal verliehen. 23 Hoch-
schulen hatten sich bis dahin einer Auditierung für das Zer-
tifikat gestellt (www-beruf-und-familie.de). 
Das Audit Familiengerechte Hochschule© deckt also den
Bereich Familie ab, der nicht zu den Diversity-Kerndimen-
sionen zählt. Es beeinflusst die Chancengleichheit zwischen
Menschen mit und ohne Familienpflichten unter den Be-
schäftigten und Studierenden an Forschungseinrichtungen. 

2.3 Die Erhebung zur Diversity-Forschung in der BWL von
Krell/Wächter/Pantelmann (2005)
Im September 2005 fand an der FU Berlin der Herbstwork -
shop der Kommission Personalwesen im Verband der
Hochschullehrer für Betriebswirtschaft zum Thema Diversi-
ty Management statt. 
Am Ende dieser Veranstaltung entstand die Idee zu einer
Befragung von Wissenschaftler/ innen im deutschsprachi-
gen Raum mit dem Titel Diversity (Management) als Ge-
genstand der Personalforschung. Prof. Dr. Gertraude Krell
(FU Berlin), Prof. Dr. Hartmut Wächter (Universität Trier)
und Dipl.-Kffr. Heike Pantelmann (FU Berlin) kontaktierten
daraufhin 2005/2006 insgesamt 133 Universitäts-Profes-
sor/ innen, um einen Überblick zu den Forschungs- und Pu-
blikationsaktivitäten im Themenbereich Diversity (Mana-
gement) in Deutschland, Österreich und der Schweiz zu
erhalten.
Obwohl die Rücklaufquote nur bei 29% (=39 Antworten)
lag, vermittelt diese Studie einen ers ten Eindruck zur Ver-
breitung unterschiedlicher Aspekte der Diversity-Thematik
in der deutschsprachigen Forschung und zur Bildung von
„Diversity-Nestern“ an einzelnen Hochschulen.
Folgende ausgewählten Befunde der Erhebung lassen sich
zusammenfassen (vgl. Krell u.a. 2006):
• An 28 der 39 Professuren spielte Diversity (Management)

in der Forschung eine besondere Rolle. 
• In 12 Fällen beschäftigten sich abgeschlossene Disserta-

tionen mit Diversity Management – in 17 Fällen mit ein-
zelnen Diversity-Dimensionen. 

• Zwei Habilitationen waren dem Diversity Management
und vier weitere Habilitationen einzelnen Diversity-Di-
mensionen gewidmet. 

• Insgesamt 26 Forschungsprojekte hatten Diversity (Ma-
nagement) oder einzelne Diversity-Dimensionen zum Ge-
genstand. 

• Die Diversity-Dimension Geschlecht wurde in 76 Publika-
tionen aufgegriffen und lag damit in der Häufigkeit der
Nennungen knapp vor der Dimension Kultur (70mal).

• Wesentlich seltener wurde zur Dimension Alter (20mal),
zur Work-Life-Balance (14mal), zur Dimension Behinde-
rung (2mal) und zur Dimension Religion (1mal) publiziert. 

• Das Thema Sexuelle Orientierung stand in keiner Veröf-
fentlichung im Mittelpunkt des Interesses. 

• Innerhalb der Dimension Geschlecht konzentrierten sich
die meisten Beiträge auf Gender Mainstreaming, Ge-
schlechterverhältnisse in Organisationen und Führungs-
kräfte/-positionen.

• Innerhalb der Dimension Kultur wurde besonders häufig
über Kulturvergleiche, Interkulturelles Management und
den Auslandseinsatz von Führungskräften publiziert.

• DiM-Publikationen beschäftigten sich 17mal mit dem
Konzept selbst, 8mal mit DiM in deutschen Unterneh-
men, 8mal mit Diversity in Teams und 5mal mit Diversity
und Führung.

Sechs universitäre Forschungsnester deckten im Jahr 2005
im deutschsprachigen Raum ca. 75% aller Diversity-Publi-
kationen und Forschungsaktivitäten ab. Dazu gehörten Di-
versity-Teams an der FU Berlin, der WU Wien, der Univer-
sität Trier, der Universität Potsdam, der Universität Dort-
mund sowie der Universität Halle-Wittenberg. 
Fazit: Wer sich in der deutschen Diversity-Szene etwas aus-
kennt, dem fällt auf, dass sich an dieser Befragung offen-
sichtlich jene Lehrstühle überproportional beteiligt haben,
die in dem hier interessierenden Themenbereich auch aktiv
sind. Der Umfang der deutschen DiM-Forschung wird in
dieser Stichprobe daher tendenziell überschätzt. Im Rah-
men einer Totalerhebung wären die Angaben weitaus we-
niger positiv ausgefallen. 

2.4 Die Leistungen deutscher Studentenwerke
In Deutschland gibt es 61 Studentenwerke, die für soziale,
wirtschaftliche, gesundheitliche und kulturelle Belange von
Studierenden zuständig sind. Sie betreuen rund 300 Hoch-
schulen an 180 verschiedenen Standorten. Daraus folgt,
dass sie hochschulübergreifend für bestimmte Regionen zu-
ständig sind, um eine flächendeckende Versorgung sicher-
zustellen. Die Anstalten des öffentlichen Rechts arbeiten
nicht gewinnorientiert. Sie finanzieren sich aus Eigenein-
nahmen, den Sozialbeiträgen der Studierenden und größ-
tenteils aus Landeszuschüssen. Ihr Leistungsangebot deckt
vor allem die Bereiche Verpflegung, Wohnen und Studien-
finanzierung ab und berücksichtigt auch Studierende mit
besonderen Erschwernissen (www.studentenwerke.de). 
Im Jahr 2006 konnte der Autor dieses Artikels den Leiter
des Studierendenwerks Trier, Herrn Andreas Wagner, zu
den Diversity-Bezügen der Arbeit seiner Organisation inter-
viewen. Herr Wagner brachte seinen Auftrag folgender-
maßen auf den Punkt: „Alles was nicht im Hörsaal passiert,
ist unser Job!“ Für den Standort Trier und weitere 17 Stu-
dentenwerke, von denen aktuelle Programmhefte in Trier
vorlagen die systematisch ausgewertet werden konnten,
lassen sich folgende Diversity-Tätigkeitsschwerpunkte fest-
halten:
Ausländische Studierende: Schon seit Jahren werden für
diese Personengruppe besondere Wohnungen, Darlehen/
Nothilfen und Beratungsangebote bereit gehalten. Mehrere
Studentenwerke bieten inzwischen ein komplettes Service-
paket für ausländische Studierende an, das z.B. aus einem
möbilierten Zimmer, Mensagutscheinen, Semestertickets,
Kranken- und Unfallversicherung sowie kulturellen Ange-
boten bestehen kann. An einigen Standorten werden Pa-
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tenschafts- oder Tutorenprogramme für diese Zielgruppe
organisiert. Die Studierendenwerke arbeiten in dem Be-
reich häufig mit den Akademischen Auslandsämtern eng
zusammen.
Behinderte Studierende: Hier reicht das Angebot von be-
sonderen Parkgenehmigungen über behindertengerechten
Wohnungen bis hin zu Hilfsmittelpools für unterschiedliche
Behinderungen (Hörschädigung, Sehbehinderung ...). Die
Behindertenbeauftragten der Studierendenwerke beraten
in allen Lebenslagen und helfen z.B. auch bei Stellungnah-
men für Behörden. An mehreren Standorten stellen die
Studierendenwerke auch Zivildienstleistende für die per-
sönliche Betreuung auf dem Campus zur Verfügung. 
Studierende Eltern: Alle deutschen Studentenwerke küm-
mern sich auch um die besonderen Bedürfnisse von Studie-
renden mit Kind. Allerdings gehen die Aktivitäten in die-
sem Bereich unterschiedlich weit – je nach länderspezifi-
schem Auftrag. Einige Studentenwerke betreiben gleich
mehrere Betreuungseinrichtungen selbst (Stuttgart, Erlan-
gen-Nürnberg), an anderen Standorten werden vorhande-
ne Elterninitiativen lediglich finanziell unterstützt. Überall
gibt es besondere Wohnangebote für Alleinerziehende und
Familien (Mehrraumwohnungen) in den Wohnheimen
sowie Beratungsangebote für Eltern.
Studierende in Notlagen: Allgemein helfen die deutschen
Studentenwerke jenen Studierenden, die sich in finanziel-
len, rechtlichen oder privaten Notlagen befinden. Sie ge-
währen Studienabschlussdarlehen, soziale Unterstützungs-
darlehen und Freitischmarken, in einigen Fällen auch Buch-
beihilfen, Beihilfen zu Exkursionen oder Beihilfen zur Ge-
sundheitsförderung. Die Sozial- und Rechtsberatungen hel-
fen darüber hinaus mit ihrem niederschwelligen Angebot
z.B. bei Herausforderungen im Studium (falsches Studien-
fach, Prüfungsstress), psychischen Problemen, Fragen rund
um die Schwangerschaft, Versicherungsproblemen und bei
Auseinandersetzungen mit Vermietern.
Fazit: Es ist erstaunlich, wie umfassend die Hilfsangebote
der Studentenwerke für bestimmte Gruppen von Studie-
renden bereits ausgestaltet sind. Nur ein geringes Augen-
merk gilt bisher allerdings den Diversity-Dimensionen
Alter, Religion, Sexuelle Orientierung und im Grunde auch
Geschlecht. Zudem sind die Aktivitäten an den einzelnen
Standorten unterschiedlich eng mit den Angeboten anderer
Institutionen und Gruppen vernetzt. 

3. Abschließende Einschätzung der Diversity-
Situation an deutschen Hochschulen

Das Thema Chancengleichheit spielt an deutschen Hoch-
schulen bereits seit Jahren eine wichtige Rolle. Die Akti-
vitäten zur Gleichstellung von Männern und Frauen, Inlän-
dern und Ausländern, Behinderten und Nicht-Behinderten
... gehen teilweise deutlich über die gesetzlichen Verpflich-
tungen hinaus. Sie werden von unterschiedlichen Organisa-
tionsteilen (Frauenbüro, Akademisches Auslandsamt, Asta)
und angegliederten Organisationen (Studierendenwerk,
Hochschulgemeinden, Kulturvereine) mit sehr unterschied-
lichen Zielsetzungen vorangetrieben. Es gibt derzeit aller-
dings keine deutsche Hochschule, die sich einem systema-
tischen Diversity Management für ihre Beschäftigten und
Studierenden verschrieben hat.

Von den Diversity-Kerndimensionen stehen insbesondere
Geschlecht, Ethnizität und Behinderung im Zentrum der
gesetzlichen Vorgaben für Hochschulen. Darüber hinaus ist
häufig auch die Vereinbarkeit von Familie und Beruf/Stu -
dium in den Mittelpunkt des Interesses gerückt. Um diese
vier Bereiche kümmern sich die deutschen Hochschulen in
der Regel intensiv, während die Dimensionen Alter, Sexuel-
le Orientierung und Religion eine deutlich untergeordnete-
re Rolle spielen. Allenfalls im Rahmen des Seniorenstu -
diums (Alter), in Form eines neutralen Gebetsraums auf
dem Campus (Religion) oder durch institutionalisierte
Schwulen- und Lesbenreferate des Asta (Sexuelle Orientie-
rung) werden letztgenannte Themen aufgegriffen. Darüber
hinaus gibt es weitere Personengruppen unter den Studie-
renden und Beschäftigten, die ebenfalls einer besonderen
Unterstützung durch die Hochschulen bedürften: Teilzeit-
studierende, Telearbeitende, Studierende in finanziellen
Notlagen, Beschäftigte mit psychischen Problemen, Spät-
studierende, Beschäftigte mit zwei halben Stellen, Studie-
rende mit Prüfungsangst, Beschäftigte mit Pflegeaufgaben,
Studierende ohne Abitur. Diese Personen müssen ebenfalls
besondere Herausforderungen bewältigen und können in
der Regel nur auf allgemeine Hilfsangebote (Sozialbera-
tung) zurückgreifen.
Für die Hochschulen stellen sich vor diesem Hintergrund
folgende Fragen:
(a) Welche besonderen Lebenslagen werden durch unsere

Bemühungen zur Herstellung von Chancengleichheit be-
reits abgedeckt und welche nicht? Wo gibt es Defizite,
die dringend aufgearbeitet werden müssten?

(b) Wie erfolgreich waren die Bemühungen zur Herstellung
von Chancengleichheit innerhalb der relevanten Dimen-
sionen? Was wurde an jedem einzelnen Standort mit
welchem Aufwand erreicht und was nicht?

(c) Welche positiven Effekte könnten aus der Zentralisie-
rung der in der Regel unverbundenen Aktivitäten in
einer Diversity-Abteilung resultieren? Wo werden die
vielfältigen Kompetenzen der Beschäftigten und Studie-
renden im Sinne eines systematischen Diversity Ma -
nagements noch viel zu wenig genutzt?

Das am 18.8.2006 in Deutschland verabschiedete Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) lenkt auch den Blick
der Hochschulleitungen auf aktuelle Fragen der (Anti-)Dis-
kriminierung. Die deutschen Arbeitgeber müssen sich stär-
ker als bisher der Frage stellen, ob all ihre Instrumente, Ver-
fahren und Prozesse diskriminierungsfrei gestaltet sind.
Damit gewinnen die Themen Chancengleichheit und För-
derung der personellen Vielfalt weiter an Bedeutung. Fort-
schrittliche Hochschulen haben die Möglichkeit, sich in
diesem Bereich als besonders fairer Arbeitgeber und för-
dernde Ausbildungseinrichtung zu positionieren.
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Das Mentorinnennetzwerk Meduse bietet an der Univer-
sität Duisburg-Essen seit 1999 für verschiedene Zielgrup-
pen Mentoringprogramme an, die eine Unterstützung und
Begleitung bei der Bewältigung des Studiums und dem er-
folgreichen Berufsein- und Aufstieg leisten. Neben der indi-
viduellen Betreuung durch eine Mentorin werden den Teil-
nehmerinnen prozessbegleitend Workshops, Coaching und
Seminare zur Unterstützung und Förderung der überfachli-
chen und persönlichen Kompetenzen sowie eine Reihe von
Networking-Veranstaltungen angeboten. 
Seit der Gründung von Meduse wurde das Mentoring-Kon-
zept fortlaufend weiterentwickelt, die Angebote wurden
erweitert und so an die Bedürfnisse der jeweiligen Zielgrup-
pen angepasst. Inzwischen werden neben zielgruppen- und
fachspezifischen Programmen für Studentinnen, Absolven-
tinnen, Doktorandinnen und Postdocs auch andere Projek-
te und Maßnahmen zur Gleichstellung und Frauenförde-
rung realisiert. Durch die große Resonanz der Programme
zur Karriereförderung konnte Meduse an der Hochschule
implementiert werden. Seit 2005 ist das Mentorinnennetz-
werk im Geschäftsbereich Frauenförderung und Gender
Mainstreaming im Zentrum für Hochschul- und Qualitäts-
entwicklung an der Universität Duisburg-Essen angesiedelt
(Klees-Möller/Rompeltien 2007). 
Mit „Meduse ohne Grenzen“ ging 2002 eine erste Pro-
grammlinie an den Start, die neben Gender bewusst die Di-
mension „Interkulturalität“ berücksichtigte und integrierte.
Diese Programmlinie richtete sich an Studentinnen mit Mi-
grationshintergrund. Ergänzend dazu wurde 2004 mit
„Mentoring Gender and Diversity“ ein spezielles Karriere-
förderungsprogramm konzipiert, das sich vorrangig an Ab-
solventinnen mit Migrationshintergrund richtet, die ihre
vorhandenen Potenziale für berufliche Zwecke besser er-
kennen und ausschöpfen wollen. Das Programm wird durch
den Europäischen Sozialfonds und das Land NRW im Rah-
men der regionalen Strukturförderung finanziert. 
Dieser Beitrag fokussiert das Programm Mentoring Gender
and Diversity und bezieht lediglich punktuell Erfahrungen
aus Meduse ohne Grenzen ein. 

1. Ausgangslage 
Der Anteil Studierender mit Migrationshintergrund1 ist an
der Universität Duisburg-Essen mit 13% (2006) im Ver-

gleich zu anderen deutschen Hochschulen (8%) besonders
hoch. Der Frauenanteil unter den ausländischen Studieren-
den ist in den letzten Jahren erheblich gestiegen und liegt
an der Universität Duisburg-Essen inzwischen bei 43%.2
Besonders ausgeprägt ist diese Entwicklung bei den weibli-
chen Studierenden türkischer Herkunft, deren Anteil an
allen Studierenden seit Ende der achtziger Jahre stark ange-
stiegen ist. Diese Studentinnen stellen an der Universität
eine Pionierinnen-Generation dar: Sie kommen überpro-
portional häufig aus Elternhäusern mit einfachem Schulbil-
dungsniveau. und haben mit dem Zugang zu den höheren
Bildungsinstitutionen, gemessen an ihrem Herkunftsmilieu,
einen einmaligen Bildungssprung/-aufstieg vollzogen. Die-
sem Bildungserfolg entsprechen häufig ein besonderes
Selbstbewusstsein und ein spezifisches Selbstverständnis,
die sich aus der Handlungskompetenz in verschiedenen kul-
turellen Kontexten speisen. 
Studentinnen mit Migrationshintergrund sehen sich hin-
sichtlich ihrer beruflichen Perspektive in einigen Bereichen
im Besitz besonderer Ressourcen, mit denen ihnen in
Deutschland besondere Arbeitsbereiche offen stehen. Dazu
zählen gesellschaftliche Sektoren, in denen mit der Ent-
wicklung Deutschlands zu einer Einwanderungsgesellschaft
zunehmend interkulturelle Kompetenzen gefordert sind
(Gesundheitswesen, Wirtschaft, Handel, Bildungswesen).
Im Zuge der Internationalisierung von Wettbewerb und Zu-
sammenarbeit sowie der Nutzung von Informations- und

Renate Klees-Möller, Hiam Tarzi & Karola Wolff-Bendik

Diversity als Chance? 
Mentoringprogramme für Frauen 
mit Migrationshintergrund an der 
Universität Duisburg-Essen Hiam Tarzi

Renate 
Klees-Möller

Karola 
Wolff-Bendik

1 Personen ohne deutsche Staatangehörigkeit, eingebürgerte deutsche
Staatsangehörige, Spätaussiedler, Deutsche aus Migrantenfamilien (Kinder
aus multikulturellen Beziehungen, bei deren Geburt mindestens ein El-
ternteil nicht deutsche Staatangehörige war), Mikrozensus 2005.

2 Nicht berücksichtigt wurden bei den Statistiken die Studierenden mit Mi-
grationshintergrund, die eine Deutsche Staatsbürgerschaft besitzen. Zahl-
reiche Teilnehmerinnen des Projekts zählen zu dieser Personengruppe, die
gezielt mit angesprochen wird.
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Neben diesem am Individuum ansetzenden Zugang wurde
auch ein struktureller gewählt: die Ansprache von Unter-
nehmen und Verbänden, um sie auf die vorausgesetzten
Potenziale der Migrantinnen für den Arbeitsmarkt aufmerk-
sam zu machen und generell für das Thema Diversity zu
sensibilisieren. 
Somit wurden für das Programm „Mentoring Gender and
Diversity“ folgende Ziele formuliert:
1. Vorbereitung der Teilnehmerinnen auf den Arbeitsmarkt

durch Berufswegplanung, Profilbildung sowie die Stär-
kung ihrer besonderen „Diversity“-Potenziale im Rah-
men eines speziell konzipierten Mentoring- und Begleit-
programms.

2. Sensibilisierung des Arbeitsmarktes für die „Diversity“-
Potenziale der Zielgruppe durch Information, Austausch
sowie den Kontaktaufbau zu regionalen Unternehmen,
Verbänden, Organisationen etc. im Rahmen von The-
menabenden und Karriere-Foren.

Module des Programms Mentoring Gender and Diversity
Kern des Programms ist das One-to-one-Mentoring, ergän-
zend werden interkulturelle Gruppen-Coachings und Ein-
zelberatungen sowie - ausgehend von einer individuellen
Potenzialanalyse - Seminare zur Förderung der Schlüssel-
kompetenzen angeboten. Eine Besonderheit des Pro-
gramms bilden breit angelegte Karriere-Foren, Vortragsrei-
hen und Diskussionsrunden zu den Themen Interkultura-
lität und Arbeitswelt, Diversity- Management u. ä. Diese
Angebote dienen als Diskussions- und Vernetzungs-Platt-
formen für die Teilnehmerinnen mit Unternehmensvertre-
tern und -vertreterinnen. Außerdem haben sie die Möglich-
keit, mit anderen Studierenden, Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen sowie Absolventen und Absolventinnen ins Ge-
spräch zu kommen.
Im Einzelnen beinhaltet das Programm vier Module (siehe 
Abbildung 1) und wird ergänzt durch eine Prozessbeglei-
tung und eine prozessbezogene Evaluation. 

Prozessbegleitende Veranstaltungen
Die prozessbegleitenden Maßnahmen geben dem One-to-
one-Mentoring in mehrfacher Hinsicht einen Rahmen. In
dem Vorbereitungsworkshop erhalten die Mentees das
Handwerkszeug zur optimalen Nutzung des Mentorings.
Zudem werden sie durch eine erfahrene Diversity- Trainerin
in einen Prozess des „Lernens von Diversity“ eingeführt,
der den inhaltlichen Startpunkt für den individuellen Ent-
wicklungsprozess im Rahmen des Mentoroing-Programms

Kommunikationstechnologie gewinnen Mehrsprachigkeit
und unterkulturelle Kompetenz am Arbeitsmarkt immer
mehr an Bedeutung.
Arbeitsmarktuntersuchungen belegen jedoch, dass Akade-
mikerinnen mit Migrationshintergrund trotz guter Ab-
schlüsse erschwerte Zugangsbedingungen beim Einstieg am
Arbeitsmarkt haben. Viele starten in diese Phase auch mit
einem Bewusstsein, als Ausländerin stigmatisiert zu sein,
das in der Folge dazu führt, dass die eigenen Chancen auf
dem Arbeitsmarkt im Vergleich zu deutschen Studierenden
schlechter eingeschätzt werden. In einer qualitativen Studie
über die Situation türkischer Studentinnen an der Essener
Universität äußerten diese aufgrund erfahrener Diskriminie-
rungen Ängste hinsichtlich ihrer Akzeptanz im Beruf. Die
antizipierten Probleme potenzieren sich, wenn das äußere
Erscheinungsbild die „andersartige“ religiös-kulturelle Ori-
entierung signalisiert (Karakasoglu-Aydin 2000, S. 117).
Gegenüber deutschen Hochschulabsolventinnen, deren Si-
tuation bereits durch eine Disparität zwischen erreichten
Qualifikationen und berufliche Entwicklungschancen ge-
kennzeichnet ist, sind für ausländische Frauen mit Hoch-
schulabschluss somit zusätzliche Barrieren in der Berufsein-
stiegsphase zu erwarten. „Beim Übergang ins Erwerbsleben
wird zudem ein psychologisches Moment wirksam: Wenn
im eigenen Freundes- und Bekanntenkreis Vorbilder für
eine bestimmte Berufswahl fehlen und Unternehmen ein
Image ausstrahlen, das zu einem ganz anderen sozialen
Umfeld zu gehören scheint, verengt sich auch bei Migran-
ten der Blick auf mögliche Berufswege und Ausbildungsun-
ternehmen“ (Süssmuth 2004).

2. Diversity als Chance?!
Aus wirtschaftlicher Perspektive wird „Diversity“ in den
letzten Jahren verstärkt als Chance postuliert. Mitarbei -
terinnen und Mitarbeitern in Unternehmen und anderen
Organisationen sollen unabhängig von Geschlecht, Rasse,
Nationalität, ethnischer Herkunft, Religion oder Weltan-
schauung, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung
und Identität Wertschätzung und Anerkennung erfah-
ren. Es soll ein Arbeitsumfeld geschaffen werden, das
frei von Vorurteilen ist. Vor allem aber soll diese Diver-
sität als Potenzial begriffen werden, das wirtschaftliche
Vorteile für die Unternehmen bzw. Organisationen
schafft (vgl. Charta der Vielfalt 2006). 

Konzeption und Zielsetzung des Projekts
Damit das Potenzial der angesprochenen Gruppe der
Akademikerinnen mit Migrationshintergrund für die
Berufswegplanung nutzbar gemacht werden kann, be-
darf es mehrerer Schritte: der Bewusstwerdung, Poten-
zialträgerin zu sein, der Herausarbeitung bzw. Er-
schließung des spezifischen individuellen Potenzials
und der Modellierung bzw. Weiterentwicklung des Poten-
zials zu einer für einen konkreten Anwendungszusammen-
hang nützlichen und darstellbaren Kompetenz. 
Um dieses Ziel zu realisieren, ist - auf der Seite der ange-
sprochenen Personen - ein Beratungs- und Bildungskon-
zept vonnöten, das die beteiligten Personen in ihrer Indivi-
dualität in den Blick nimmt und fördert. Ein One-to-one-
Mentoring und individuelle Qualifizierung und Coaching
bieten hier besondere Vorteile (siehe unten).

Abbildung 1: Mentoring-  und Begleitprogramm
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setzt (vgl. Bruchhagen 2007). Darüber hinaus haben die
Mentees bei dem Vorbereitungsworkshop die erste Gele-
genheit, sich untereinander zu vernetzen. Die Auftaktver-
anstaltung, die teilweise mit dem Vorbereitungsworkshop
an einem Tag stattfindet, setzt einen feierlichen offiziellen
Startpunkt. Zur Prozesssteuerung und weiteren Vernetzung
erfolgt eine Zwischenbilanzierung. Den offiziellen feierli-
chen Abschluss setz eine Abschlussveranstaltung.

Mentoring
Im Mittelpunkt des interkulturellen Programms steht die
individuelle Beratung und Begleitung durch eine berufser-
fahrene Frau als Mentorin. Durch den persönlichen Aus-
tausch erhalten die Mentees einen realistischen Einblick in
den Berufsalltag und können von den Erfahrungen der
Mentorin für ihre eigene berufliche und persönliche Ent-
wicklung profitieren. Die Mentorin übernimmt dabei eine
Vorbildfunktion, denn gerade Studentinnen und Absolven-
tinnen mit Migrationshintergrund verfügen eher selten
über konkrete Vorbilder für eine anspruchsvolle Karriere,
die einen Hochschulabschluss voraussetzt. 

Interkulturelles Gruppen-Coaching
Als ein weiteres anspruchsvolles Förderinstrument erweist
sich das intensive Gruppen-Coaching unter Berücksichti-
gung der diversen Hintergründe der Teilnehmerinnen. Coa-
ching als ressourcen- und zielorientierte individuelle Pro-
zessberatung bietet den Teilnehmerinnen die Möglichkeit,
mehr mit professioneller Unterstützung an folgenden
Aspekten zu arbeiten:
• Stärkung interkultureller Ressourcen und Erweiterung

der eigenen Potenziale,
• Bilanzierung der persönlichen Erfahrungen,
• Reflexion der individuellen kulturell geprägten Wahr-

nehmungs- und Handlungsmuster sowie der Interaktio-
nen,

• Betrachtung möglicher zukünftiger Aufgaben und beruf-
licher Rollen,

• Balancieren der eigenen Anliegen und Fähigkeiten.

Außerdem werden im Coaching - je nach Bedarf - beispiels-
weise die folgenden aktuellen Themen und Fragestellungen
aufgegriffen: 
• persönliche Standort- und Zielbestimmung,

• individuelle Wahrnehmungen und Handlungsmöglich-
keiten in interkulturellen Kontexten,

• Störungen in der interkulturellen Kommunikation nut-
zen

• verschiedene Dimensionen kultureller Unterschiede re-
flektieren.

Weiterbildungsmodule zu Schlüsselqualifikationen
Das zielgruppenspezifisch angelegte Qualifizierungspro-
gramm basiert u.a. auf den von Leenen (2002) beschriebe-
nen spezifischen interkulturellen Kompetenzen (siehe Ab-
bildung 2).
Die angebotenen Seminare werden mit einer durchschnitt-
lichen Teilnehmerinnenzahl von 10-13 durchgeführt. Fol-
gende thematische Schwerpunkte werden bei der Planung
der Seminare berücksichtigt:
• Profilbildung: Seminare zur Stärken-Schwächen-Analyse,
• Bewerbungstraining unter Berücksichtigung des inter-

kulturellen Hintergrundes,
• Bewerbungstraining in Englisch für den internationalen

Raum,
• Business-Englisch,
• Kommunikations- und Führungskompetenz,
• Gender-/Diversity-Training,
• Schreibwerkstatt etc.

Vernetzungsangebote
Eine Besonderheit des Programms bilden breit angelegte
Karriere-Foren, Vortragsreihen und Diskussionsrunden zu
den Themen Interkulturalität, Gender & Diversity und Ar-
beitswelt. Diese Angebote bieten Diskussions- und Vernet-
zungs-Plattformen für die Teilnehmerinnen mit Führungs-
kräften, Personalverantwortlichen, Unternehmerinnen und
weiteren Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Wissenschaft
und Politik. Außerdem können dort Kontakte zu anderen
Studierenden sowie zu Absolventen und Absolventinnen
und Netzwerken geknüpft werden. Im Jahr 2006 sind zwei
Großveranstaltungen unter Beteiligung regionaler Unter-
nehmen durchgeführt worden („Diversity meets Women-
Career“ und „Ladies Career Day“). Aus der Sicht der Unter-
nehmen besteht auf diesen Veranstaltungen die Möglich-
keit, qualifizierten Nachwuchs zu rekrutieren und zu för-
dern. Außerdem haben sie die Möglichkeit sich auf diesem
Forum als innovative, offene und zukunftsfähige Organisati-
on zu präsentieren. Gezielt werden in diesem Zusammen-
hang auch Frauennetzwerke angesprochen (network of net-

works), z.B. „Netzwerk Frauenforschung
NRW“, „inDu Netzwerk Duisburger Unter-
nehmerinnen und Freiberuflerinnen“, PETEK
(Business-Netzwerk Migrantinnen), die sich
beispielsweise im Rahmen von „Networking
Dinners“ vorstellen.

Ausgewählte Evaluationsergebnisse
Teilnehmerinnenzahlen und Studienrichtun-
gen der Mentees
Bislang, in den Jahren 2006 - 2007, haben ins-
gesamt 45 Studentinnen bzw. Absolventinnen
mit Migrationshintergrund an dem interkultu-
rellen Mentoring-Programm Mentoring Gen-
der and Diversity teilgenommen. Tabelle 1
zeigt die Teilnahmezahlen je Durchgang.

Abbildung 2: Interkulturelle Kompetenzen
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Die Teilnehmerinnen dieser Linien repräsentieren ein brei-
tes Spektrum unterschiedlicher Fachdisziplinen. Der über-
wiegende Teil der Mentees stammt aus den Geistes- und
Gesellschaftswissenschaften, sie haben dort überwiegend
ihr Studium bereits abgeschlossen oder befinden sich zu
Beginn ihrer Teilnahme am Mentoringprogramm in der Ab-
schlussphase des Studiums. Im Einzelnen stellt sich die
Fächerzugehörigkeit wie folgt dar:

Der folgenden Darstellung liegen schriftliche Fragebogen -
erhebungen des ersten Durchgangs des Mentoring Gender
and Diversity – Programms zugrunde, die in den unter-
schiedlichen Phasen des Mentorings eingesetzt wurden.
Gegenstand der Evaluation waren die Erwartungen und
Wünsche der Mentorinnen und Mentees in Bezug auf die
Mentoring-Beziehung und das Begleitprogramm sowie die
Bewertung des Programms nach dessen Abschluss. Insge-
samt konnten zehn Menteebögen und neun Mentorinnen-
bögen ausgewertet werden. Zusätzlich gehen in die folgen-
den Darstellungen die Ergebnisse der Gruppendiskussionen
zur Zwischenbilanzierung sowie zum Abschluss der Mento-
ring-Linien ein. 

Erwartungen der Mentees 
Als Motivations-Kriterien zur Teilnahme an dem Programm
„Mentoring Gender & Diversity“ (1/2006) nannten die be-
fragten Mentees am häufigsten die folgenden drei Aspekte:
• konkretes, konstruktives Feedback erhalten, 
• Kennenlernen und Nutzen anderer Sichtweisen,
• Aufbau eines Netzwerkes bzw. Gewinn von karriererele-

vanten Kontakten. 

Die Erwartungen an das Programm wurden von den Men-
tees der Linie (1/2006) in folgende Rangfolge gebracht:
1. Begleitung und Unterstützung bei der Berufsfindung

bzw. Laufbahnplanung,

2. Kontakt bzw. Aufbau eines Netzwerkes,
3. Individuelle Strategien zum Erwerb von Soft Skills,
4. Einblicke in Führungsverhalten,
5. geschlechtsspezifische Durchsetzungsstrategien und

Konfliktbewältigungsmöglichkeiten, 
6. Arbeits(zeit)organisation,
7. Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 

Die Aspekte „Unterstützung bei der praxisbezogenen Stu -
diengestaltung“, „Einblicke in die berufliche Selbständig-
keit und in die wissenschaftliche Laufbahn“ waren von der
Situation und der beruflichen Orientierung der Studentin
abhängig. Dementsprechend wurden sie auch in der ge-
samten Bandbreite von sehr wichtig bis unwichtig bewertet
und belegten die letzte Stelle der Erwartungen.
Die Aussagen zu der Motivation und den Erwartungen der
teilnehmenden Mentees verdeutlichen den differenzierten
Bedarf an einer berufsbezogenen Beratung junger Akade-
mikerinnen und geben nützliche Hinweise auf die themati-
sche Ausgestaltung des Begleitprogramms. 
Die befragten Mentorinnen des „Mentoring Gender & Di-
versity“ gaben folgende Gründe als Motivation zur Teilnah-
me an:
• den Erfahrungsaustausch mit jüngeren Frauen ihres Fa-

ches, 
• die inhaltliche Anregung,
• persönliche Kontakte,
• Weiterentwicklung sozialer Kompetenzen, 
• Spaß an der Vermittlung der eigenen Erfahrungen, 
• Kontakt und Aufbau eines Netzwerkes.

Sie benannten folgende Aspekte, die sie als persönlichen
Gewinn aus ihrer Mentorinnentätigkeit für sich verbuchen:
• Reflexion der eigenen beruflichen Tätigkeit, auch im

Sinne einer Bewusstwerdung der bisher erreichten Er-
folge,

• Kennen lernen anderer Sichtweisen und Erfahrungsräu-
me,

• Zuwachs an Kontakten,
• Verbesserter Umgang mit Schwierigkeiten,
• Weitergabe von Wissen/Erfahrung. 

Erfahrungen der Mentees und Programmbewertung
Die Evaluationsergebnisse zum Abschluss zeigen deutlich,
dass die Mentees sowohl durch die individuellen als auch
Gruppen-Angebote persönlich profitiert haben. Besonders
hervorgehoben wurden dabei die folgenden drei Angebote
des Programms:
• das One-to-one-Mentoring,
• Workshops zum Thema „Stärken- und Schwächenanaly-

se“/Profilbildung, 
• das interkulturelle Gruppencoaching. 

Den Kontakt zu ihrer Mentorin sahen die meisten Mentees
als ihren größten Gewinn. Für diese Einschätzung nannten
sie die folgenden Gründe: Sie erhielten 
• einen besseren Einblick in verschiedene Tätigkeitsfelder, 
• eine Konkretisierung der Vorstellungen bezüglich des

Berufseinstiegs,
• einen Zugewinn an wertvollen Kontakten zu anderen

Frauen. 

Tabelle 1: Teilnahmezahlen der Mentees je Durchgang

Abbildung 3: Teilnehmerinnen im Programm Mentoring
Gender and Diversity (2006-2007) nach
Fächergruppenzugehörigkeit (n=45)
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3. Zusammenfassung und Ausblick

Die Mentees, das zeigen die Evaluationsergebnisse aus bei-
den Programmlinien, profitieren vom interkulturellen Men-
toringprogramm auf verschiedenen Ebenen: in der (vorbe-
reitenden) Karriereentwicklung, indem sie ihre Chancen
und Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt klären können, mit
der Mentorin einen strategischen Bewerbungsplan erstel-
len oder gezielt Kontakte zu potenziellen Arbeitgebern her-
stellen. Auch hinsichtlich der psychosozialen Funktion des
Mentorings profitieren sie, da sie durch ihre Mentorin In-
teresse, Offenheit und Freundlichkeit im Kontakt, Wert-
schätzung und Anerkennung erfahren. Die Mentorinnen
werden als erfahrene und kompetente Frauen im Sinne von
Rollenvorbildern wahrgenommen.
Die befragten Mentorinnen schätzten die Möglichkeiten
des Erfahrungsaustausches mit jüngeren Frauen ihres Fachs
sowie die inhaltlichen Anregungen und persönlichen Kon-
takte im Rahmen des Begleitprogramms. Das Feedback der
Mentorinnen macht deutlich, dass die Programme sich
nicht alleine um die Förderung der Mentees verdient ma-
chen, sondern auch in einem gewissen Maße zur Persön-
lichkeits- und Kompetenzentwicklung der teilnehmenden
Mentorinnen beitragen. Damit wird das hohe und unent-
geltliche Engagement der Mentorinnen „belohnt“.
Insbesondere der von Meduse verfolgte Ansatz, ein Ange-
bot zu machen, die interkulturelle Kompetenz für die
zukünftige Berufstätigkeit nutzbar zu machen, stieß bei den
Teilnehmerinnen auf große Resonanz. Sowohl die rege Teil-
nahme an und positive Bewertung von Profilbildungssemi-
naren als auch die lebhafte Auseinandersetzung mit dem
Thema Diversity bei weiteren Veranstaltungen mögen dies
belegen. Einige Mentorinnen und Mentees mit unter-
schiedlichem kulturellen Hintergrund äußerten explizit, in
diesen Veranstaltungen für die Facetten des Themas inter-
kulturelle Kompetenz und Diversity sensibilisiert worden zu
sein. Auffällig war, dass die Frage der interkulturellen Kom-
petenz als Ressource eher im Gruppenzusammenhang er-
schlossen werden konnte als in der Tandem-Beziehung. In
den Gesprächen mit der Mentorin wurden eher fachliche
Fragen und allgemeine Karrierethemen behandelt, ebenso
eher Fragen zu genderspezifischen Barrieren auf dem Ar-
beitsmarkt und den Möglichkeiten, Kindererziehung und
Berufstätigkeit zu vereinbaren. Die eigene kulturelle Prä-
gung wird zu Anfang oft nicht mit Fragen des Studiums und
der Berufsperspektive in Verbindung gebracht, sondern
eher als dem persönlichen Bereich zugehörig wahrgenom-
men und daher auch in der Tandem-Beziehung weniger
thematisiert. Außerdem mag eine Rolle spielen, dass die
Mehrheit der eingesetzten Mentorinnen keinen Migra -
tionshintergrund hat. Im Rahmen der angebotenen Work -
shops und des Gruppencoachings gelang es, den Migra -
tionshintergrund als Ressource für die erfolgreiche Berufs-
wegplanung zu thematisieren. Die Teilnehmerinnen formu-
lierten in der Abschlussrunde, einen Zuwachs an Selbstbe-
wusstsein und Selbstsicherheit erlangt zu haben. Einige
haben ihre beruflichen Ziele auf Tätigkeiten fokussiert, in
denen ihre besonderen Voraussetzungen gewinnbringend
eingebracht werden können, z.B. in der Beratung für Mi-
grantenfamilien oder einer Spezialisierung im Bereich Di-
versity – Management. 

Die Strategie, über Großveranstaltungen und Themenaben-
de zu „Gender & Diversity“ Wirtschaftsunternehmen weiter
zu sensibilisieren und mit den Teilnehmerinnen zu vernet-
zen, lässt sich im nächsten Schritt noch weiter ausbauen.
Als Begegnungsstätte für Absolventinnen und Unterneh-
men ist auch für 2008/2009 wieder ein Karriere-Forum vor-
gesehen. Außerdem sind weiterhin Vorträge und Diskussio-
nen zu Themen wie „Zuwanderinnen und ihre Karrieren“,
„Diversity-Management“, „Interkulturalität in Projekt-
teams“ geplant. Um die vorliegenden Erfahrungen zu bün-
deln und einer interessierten Fachöffentlichkeit vorzustel-
len, wird für Juli 2008 eine Fachtagung zum Thema „Men-
toring Gender & Diversity“ in Duisburg vorbereitet. 

Literaturverzeichnis
Boos-Nünning, U./Karakasoglu, Y. (2005): Viele Welten leben: Zur Lebenssi-

tuation von Mädchen und jungen Frauen mit Migrationshintergrund.
Münster.

Bruchhagen, V. (2007): Diversity-Lernen? Shake it, Baby! Anstrengungen
und ZuMutungen im Umgang mit Komplexität. In: Koall, I./Bruchhagen,
V./Höher, F. (Hg.): Diversity Outlooks. Managing Diversity zwischen
Ethik, Profit und Antidiskriminierung. Hamburg.

Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) (2006): „Die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Studierenden in der Bundesrepublik
Deutschland 18. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks durch-
geführt durch HIS Hochschul-Informations-System – Ausgewählte Er-
gebnisse“ Internet-Version des Berichts unter: http://www.sozialerhe-
bung.de.

Die Charta der Vielfalt im wortlaut unter: http://www.vielfalt-als-
chance.de/index.php?id=14 (Oktober 2007).

Karakasoglu-Aydin, Y. (2000): Muslimische Religiosität und Erziehungsvor-
stellungen. Eine empirische Untersuchung zu Orientierungen bei türki-
schen Lehramts- und Pädagogik-Studentinnen in Deutschland. Frank-
furt am Main.

Klees-Möller, R./Scharlibbe, S. (2005): Mentoring Diversity – interkulturelles
Mentoring an der Universität Duisburg-Essen. In: Diversity Outlooks –
Managing Diversity zwischen Ethik, Profit und Antidiskriminierung. Ta-
gungsband zur 4. Fachkonferenz Diversion Managing Gender & Diversi-
ty, 16.–17. November 2005, Iserlohn.

Klees-Möller, R./Rompeltien, B. (2007): Gender Mainstreaming und Hoch-
schulentwicklung. Das Beispiel Meduse. In: Leicht-Scholten, C.: Gender
and Science.

Leenen, W. R./Grosch, H. (2004): Interkulturelle Kompetenz in der Sozialen
Arbeit. In: Auernheimer, G. (Hg.): Interkulturelle Kompetenz und
pädagogische Professionalisierung. Opladen, S. 81-102

Süssmuth, R. (2004): Erfolgsfaktoren, Anforderungen und Perspektiven für
die berufliche Integration von Migrantinnen und Migranten in Deutsch-
land. In: Potenziale – Profile – Perspektiven. Dokumentation der Fachta-
gung „Neue Wege zur beruflichen Integration von Migrantinnen und
Migranten“.

Statistisches Bundesamt Leben in Deutschland - Mikrozensus 2005 unter:
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE
/Presse/pk/2006/Mikrozensus/Mikrozensus__06,templateId=render-
Print.psml (Okt. 2007).

Universität Duisburg-Essen: Studierendenstatistik der Universität Duisburg-
Essen. WS 2006/2007.

Westphal, M. (2004): Migration und Genderaspekte. In: Gender Bibliothek,
Hg. v. d. Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn.

n Dr. Renate Klees-Möller, Leiterin des Geschäfts-
bereichs Frauenförderung/Gender Mainstreaming,
Zentrum für Hochschul- und Qualitätsentwicklung,
Universität Duisburg-Essen, 
E-Mail: renate.klees-moeller@uni-due.de
n Hiam Tarzi, Dipl.-Päd., Wissenschaftliche Mitar-
beiterin, Zentrum für Hochschul- und Qualitätsent-
wicklung, Universität Duisburg-Essen, 
E-Mail: hiam.tarzi@uni-due.de
n Karola Wolff-Bendik, M.A., Wissenschaftliche
Mitarbeiterin, Zentrum für Hochschul- und Qua-
litätsentwicklung, Universität Duisburg-Essen, 
E-Mail:  karola.wolff-bendik@uni-due.de

Politik und Entwicklung im Themenbereich IVI



75IVI 3/2007

1. Forschungslage

Orientiert an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes, zielte
die deutsche Ausländerpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg
auf die Zuwanderung niedrig qualifizierter Arbeitskräfte ab.
Dies änderte sich erst Ende der 1990er Jahre, als vor allem
aufgrund einschneidender technologischer Veränderungen
der Trend zur Wissensgesellschaft unübersehbar wurde und
der Markt nach Arbeitskräften mit hohen Qualifikationen
verlangte. Ob in diesem „Kampf um die besten Köpfe“ die
Bundesrepublik bestehen kann, darf mit Fug bezweifelt
werden. So kamen aufgrund restriktiver Zuwanderungsbe-
stimmungen zwischen Mai 2005 und Mai 2007 lediglich
1.650 hochqualifizierte Ausländer nach Deutschland (vgl.
Lichtenbeck 2007). Auch der Vergleich mit anderen Ein-
wanderungsstaaten macht deutlich, dass Deutschland hier
schlecht aufgestellt ist: Beträgt der Anteil an hochqualifi-
zierten Zuwanderern hier nur 13,6% aller Immigrant/innen,
so sind es in Großbritannien 34,9%, in Australien sogar
42,9%. Weniger ausländische Spitzenkräfte als die Bundes-
republik weist in Europa nur Österreich auf (vgl. Borrmann
u.a. 2007, S. 130).
Entsprechend spät hat sich die Migrationsforschung der
Gruppe der hochqualifizierten Einwanderer zugewandt.
Während sich mit Studien zur Situation der ausländischen
Arbeitskräfte („Gastarbeiter“) ganze Bücherschränke füllen
ließen, fällt die Bilanz der Untersuchungen im Hinblick auf
Immigrant/innen mit hohen Bildungsabschlüssen mager
aus.
Die Forschungslage ist durch eine völlig unzureichende
empirische Datenbasis gekennzeichnet. Aufgrund dieses
Umstandes sind wir auf Schätzungen im Hinblick auf die
Qualifikationen der Migrant/innen angewiesen. Auszuge-
hen ist bei der Gruppe der Flüchtlinge von knapp 20% (vgl.
Kühne/Rüßler 2000, S. 320; Kühne 2001, S. 58) und von
etwa 10% bei den (Spät-)Aussiedler/innen, die einen Fach-
hochschul- oder Universitätsabschluss erworben haben
(vgl. Brück-Klingberg u.a. 2007, S. 3; Maur 2005 b, S. 5).
Den weitaus höchsten Anteil an akademisch ausgebildeten
Einwanderern sehen zahlreiche Wissenschaftler/innen bei
den jüdischen Emigrant/innen: Ihr Anteil wird mit ca. 70%
angenommen (vgl. Gruber/Rüßler 2002, S. 32f.; Haug
2005, S. 3; Maur 2005, S. 5;Schoeps u.a. 1999, S. 43 ff.).

2. Studie zur prekären Lage und 
zum Brain Waste

Eine erste empirische Untersuchung zur Situation von
hochqualifizierten Migrantinnen und Migranten wurde
2002 vorgelegt. Diese Studie bezog sich allerdings aus -
schließlich auf die Gruppe der jüdischen Kontingentflücht-
linge in Nordrhein-Westfalen (vgl. Gruber/Rüßler 2002).
Aus ihr wurde auch schon deutlich, dass etliche der gesuch-
ten Arbeitskräfte für den IT-Bereich, die durch die Green-
Card-Initiative der Bundesregierung zu Beginn der 2000er
Jahre angeworben werden sollten, bereits in der Bundesre-
publik lebten (vgl. Gruber 2002).
Daher führte das Interdisziplinäre Zentrum für Bildung und
Kommunikation in Migrationsprozessen (IBKM) der Uni-
versität Oldenburg auf einer breiteren empirischen Basis –
finanziert durch den Europäischen Flüchtlingsfonds – in den
Jahren 2002/2003 eine Untersuchung zur Lage hochqualifi-
zierter Migrantinnen und Migranten in Niedersachsen
durch. Erfasst wurden 260 anerkannte Asylbewerber/innen
und jüdische Kontingentflüchtlinge. Unter Personen mit
„hohen Qualifikationen“ wurden in der IBKM-Studie alle
Einwanderer verstanden, die in ihren Herkunftsländern zu-
mindest eine Zugangsberechtigung zu einem Hochschulstu-
dium erlangt bzw. ein Studium begonnen bzw. beendet
hatten und z.T. auch schon über langjährige Berufserfahrun-
gen verfügten. Mit dieser umfangreichen Untersuchung
wurden erstmals „harte“ Daten zu den Qualifikationsprofi-
len, den Sprachkenntnissen, aber auch zu den sozialen
Kontakten und der Zufriedenheit der Migrant/innen im Ein-
wanderungsland gewonnen (vgl. Hadeed 2004).
Die explorative Oldenburger Studie kam zu einem ebenso
überraschenden wie paradoxen Ergebnis: Obwohl diese
Gruppe der Immigranten über einen gesicherten Aufent-
haltstitel und über hohe Bildungsabschlüsse verfügte, wies
sie eine exorbitant hohe Arbeitslosigkeit auf: Knapp 67%
hatten keine Beschäftigung und 11% waren lediglich in
Honorar-, Teilzeit- oder 325-Euro-Jobs tätig (vgl. Hadeed

Rolf Meinhardt

Hochqualifizierte Einwanderer – 
erster BA-Studiengang für eine ignorierte Elite*

Rolf Meinhardt

* Der Beitrag stellt die erweiterte und aktualisierte Fassung eines Vortrages
dar, den der Verfasser auf der Internationalen Tagung „Hochschule und
hochqualifizierte MigrantInnen – bildungspolitische Konzepte zur Integra-
tion in den Arbeitsmarkt“ am 1. Dezember 2005 an der Carl von Ossietzky
Universität Oldenburg gehalten hat.
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2004, S. 93). „Aufenthaltsrechtlich privilegiert, hochqualifi-
ziert – und doch arbeitslos“, so lässt sich die Situation der
Mehrzahl der befragten Flüchtlinge charakterisieren.
86% der Befragten waren in ihren Herkunftsstaaten beruf-
stätig, 72% davon im erlernten Berufsfeld (vgl. Hadeed
2004, S. 58). Der Vergleich mit ihrer Situation in Deutsch-
land macht deutlich, dass für den weit überwiegenden Teil
der Proband/innen die Migration zu einem einschneiden-
den Bruch, ja zu einem Absturz in ihren Biographien und zu
einer massiven Deklassierung geführt hat.
Aus der Benachteiligung bei der Erwerbstätigkeit resultie-
ren häufig schlechte materielle Lebensbedingungen. Selbst
diejenigen, die durch Arbeit für ihren Lebensunterhalt auf-
kommen, verfügen über ein nur geringes monatliches Net-
toeinkommen. Die Mehrzahl der Befragten ist somit in
hohem Maße von Armuts- und Unterversorgungsrisiken
betroffen. Selbst in Berufsfeldern, in denen in Deutschland
ein großer Fachkräftebedarf besteht, haben Flüchtlinge
kaum eine Chance, Arbeit zu finden. So absolvierten rd. 7%
ein Studium für den EDV-Bereich und 8% für medizinische
Berufe (vgl. Hadeed 2004, S. 52).
Wie die Studie zeigte, lässt sich die hohe Arbeitslosigkeit
besonders auf folgende Ursachen zurückführen:
• Die Abschlusszeugnisse der Herkunftsländer werden von

deutschen Ämtern häufig nicht anerkannt. 
• Die erworbenen beruflichen Qualifikationen und vorhan-

denen sozialen und kulturellen Kompetenzen (soft skills)
finden keine ausreichende Berücksichtigung bei der Ver-
mittlung in den deutschen Arbeitsmarkt.

• Einwanderer mit guten Bildungsabschlüsse bleiben bei
Qualifizierungsmaßnahmen der Arbeitsvermittlungen zu-
meist unberücksichtigt. Auch Bildungseinrichtungen bie-
ten für diese Gruppe kaum Angebote, die den mitge-
brachten Kompetenzen Rechnung tragen.

• Es besteht bei den Immigrant/innen ein hohes Informa -
tionsdefizit hinsichtlich der ihnen offen stehenden Ange-
bote an Eingliederungsmaßnahmen.

• Die vorhandenen Beratungsangebote genügen den An-
forderungen der beruflichen Integration von Hochqualifi-
zierten nicht.

• Viele der Immigrant/innen
verfügen nicht über ausrei-
chende Kenntnisse der deut-
schen Schriftsprache. Trotz
hoher Motivation zum Erler-
nen stagniert der Sprachlern-
prozess, wenn nicht im An-
schluss eine Arbeitsstelle ge-
funden wird.

Wessen Abschluss nicht aner-
kannt wird, gilt in der Bundes-
republik als ungelernte Ar-
beitskraft (vgl. Hefele/Menz
2006, S. 302). Eine nicht sel-
ten geübte Praxis der zustän-
digen kommunalen Ämter be-
steht darin, dass sie nicht be-
reit sind, angemessene Wei-
terbildungsmaßnahmen zu fi-
nanzieren, sondern darauf in-

sistieren, dass hochqualifizierte Immigranten irgendeine Ar-
beit annehmen, für die sie oft völlig überqualifiziert sind
(wie Lager-, Band- oder Bauarbeiter) – um Sozialhilfekosten
einzusparen. Eine solche Praxis führt nicht nur langfristig zu
einer Dequalifizierung und zu Statusverlusten bei den Im-
migrant/innen, sondern auch zu einer tiefgreifenden Krän-
kung und Demotivierung.
Die Ergebnisse der Untersuchung machen deutlich: Hoch-
qualifizierte Einwanderer sind im öffentlichen Bewusstsein
der Bundesrepublik noch nicht angekommen – und dies
trotz der wirtschaftstheoretischen Faustregel, die besagt: Je
höher die Qualifikation von Migranten, desto größer deren
positiver Effekt auf das Bruttoinlandsprodukt (vgl. Mer-
schmann 2007).
Diese ignorante Praxis gegenüber den Ressourcen von einer
keinesfalls kleinen Minderheit – der Anteil an Hochqualifi-
zierten unter den Auslandsgeborenen in Deutschland be-
trägt etwa 14% – wird völlig zu Recht als „Brain Waste“, als
Verschleuderung von Kompetenzen, kritisiert (vgl. Mesghe-
na 2005, S. 33).

3. Entwicklung von Studienangeboten
Aus der Studie gingen verschiedene Initiativen zur konkre-
ten Änderung der desolaten Situation hervor. Da die Unter-
suchung ergeben hatte, dass von den Befragten ohne Ar-
beit 18% aus pädagogischen oder sozialen Berufen stamm-
ten, eröffnete das IBKM 2004 ein einjähriges Kontaktstudi-
enangebot für eingewanderte Flüchtlinge aus diesen Berei-
chen unter dem Titel „Interkulturelle Kompetenz in
pädagogischen Arbeitsfeldern“. Dieses Modellprojekt –
wiederum aus dem Europäischen Flüchtlingsfonds finan-
ziert – orientierte sich an den Ressourcen der Teilnehmer/ -
innen. Ziel war es, die besonderen Erfahrungen und Fähig-
keiten aufgrund der Migrationsbiographien explizit zu
berücksichtigen und für die späteren Tätigkeiten in pädago-
gischen und sozialpädagogischen Arbeitsfeldern zu nutzen.
Dieses erste Studienangebot, das mit einem Zertifikat en-
dete, hat die Chancen auf einen angemessenen Arbeitsplatz
für die Absolventinnen und Absolventen signifikant verbes-
sert: Wie in einer Begleituntersuchung ermittelt wurde,

Abbildung 1: Erwerbstätigkeit

Quelle: Hadeed 2004, S. 93
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haben über 50% der Studierenden direkt nach Abschluss
des Kontaktstudienganges eine entsprechende Beschäfti-
gung gefunden  bzw. konnten ein reguläres Studium auf-
nehmen (vgl. Schaumann 2007, S. 181 ff.). Ein zweiter Stu-
diendurchgang ergab ähnlich hohe Erfolgsquoten und führ-
te zu dem Entschluss der Universität Oldenburg, einen wei-
terbildenden BA-Studiengang „Interkulturelle Bildung und
Beratung“ ab dem Wintersemester 2006 anzubieten. 

4. Erster BA-Studiengang in Europa
Zielgruppe des weiterbildenden BA-Studienganges „Inter-
kulturelle Bildung und Beratung“ sind höherqualifizierte
Einwanderer – deutsche und ausländische Staatsangehörige
–, die das deutsche Bildungssystem nicht durchlaufen
haben und über einen festen Aufenthaltsstatus und eine
Hochschulzugangsberechtigung verfügen.
Das Studium qualifiziert für Tätigkeiten in den Praxisfeldern
von Sozialer Arbeit, Beratung und Erziehung sowie in der
Bildungs- und Jugendarbeit, speziell in allen Bereichen der
Integration von Migrantinnen und Migranten.
Das Angebot dieses Studienganges – der erste seiner Art in
Europa – stieß bei der Zielgruppe auf eine enorme Reso-
nanz: Innerhalb weniger Wochen erreichten das IBKM aus
der gesamten Bundesrepublik über 200 Anfragen hochqua-
lifizierter Einwanderer. 46 von ihnen schickten ihre Bewer-
bungsunterlagen; 24 Studienplätze wurden schließlich ver-
geben. Der im Wintersemester 2006/07 begonnene Stu -
diengang wird von 18 weiblichen und 6 männlichen Teil-
nehmer/innen besucht. Sie haben in ihren Herkunftslän-
dern beinahe ausnahmslos Pädagogik und/oder Sozialwis-
senschaften studiert. Die Studierenden leben zwischen 6-
12 Jahren zumeist mit ihren Familien in Deutschland; ihr
Durchschnittsalter beträgt 40 Jahre. Sie kommen aus 13
verschiedenen Staaten wie Peru, Ghana, Marokko, Iran,
Türkei, Serbien, Rumänien, und Ländern der ehemaligen
GUS-Staaten. Der große Bedarf an solchen Weiterbildungs-
angeboten, aber auch die hohe Motivation der Studieren-
den zeigen sich darin, dass mehrere von ihnen mit ihrer ge-
samten Familie an den Studienort Oldenburg (u.a. von
Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen) gezogen
sind. Nicht nur bei den Einwanderern, sondern auch bei
den Medien stieß der Studiengang auf starkes Interesse.
Mehr als 20 überregionale Printmedien (wie Süddeutsche
Zeitung, ZEIT, SPIEGEL-Online,
Frankfurter Rundschau etc.) sowie
etwa gleich viele Radio- und TV-
Sender berichteten über den Studi-
engang. Auf große positive Reso-
nanz traf der Pilotstudiengang auch
beim niedersächsischen Wissen-
schaftsminister und dem für Inte-
gration zuständigen Innenminister
sowie bei der Staatsministerin für
Integration im Bundeskanzleramt.
Im Januar 2008 will sich die Bun-
desbildungsminis terin über das Stu-
dienangebot informieren. Geplant
ist, unter der Federführung der Uni-
versität Oldenburg landesweit in
Niedersachsen in Informatik und In-
genieurswissenschaften entspre-

chende Studienangebote für die Zielgruppe zu entwickeln.
Das Angebot des Studienganges passt offensichtlich in den
allgemeinen politischen Mainstream und zu den Forderun-
gen nach verstärkter Anwerbung hochqualifizierter Auslän-
der bzw. der gezielten Weiterbildung von Menschen mit
Migrationshintergund und hohen Bildungsabschlüssen, die
auf Dauer in Deutschland leben werden. Die „Potenziale
der zugewanderten Hochqualifizierten besser erschließen
und fördern“, verlangt der im Juli 2007 vorgelegte Nationa-
le Integrationsplan nachdrücklich (vgl. Integrationsplan
2007, S. 192). Wie groß das Interesse potenzieller Arbeitge-
ber an Hochqualifizierten mit Migrationshintergrund ist,
wird daraus deutlich, dass schon zahlreiche Institutionen
bei der Universität angefragt haben, wann die Studierenden
des BA-Studienganges für den Arbeitsmarkt zur Verfügung
stünden (etwa zur Arbeit in Berufsschulen oder in Kinderta-
gesstätten mit hohem Anteil von Migrantenkindern und -ju-
gendlichen). 

4. Win-win-Situation
Wie alle einschlägigen Analysen zeigen, benötigt Deutsch-
land zunehmend die Einwanderung hochqualifizierter Men-
schen. Mittlerweile dürfte ein breiter Konsens darüber be-
stehen, dass die Wissensgesellschaft auch auf die Ressour-
cen der schon immigrierten Menschen angewiesen ist und
dass ihre Kompetenzen nicht weiter vergeudet werden dür-
fen. Wie die ersten Ergebnisse der Oldenburger Studienan-
gebote zeigen, ist die erfolgreiche akademische Weiterbil-
dung dieser Personengruppe zur Integration in den ersten
Arbeitsmarkt relativ schnell und kostengünstig zu bewerk-
stelligen. Solche Qualifizierungsmaßnahmen könnten damit
zu einer echten Win-win-Situation führen: 
• Die Immigranten können durch ein kurzes Studium ihre

Potenziale in den Arbeitsmarkt einbringen, verbessern
ihre ökonomische und soziale Situation und werden in die
Lage versetzt, ein selbstbestimmtes Leben zu führen.

• Die Gesellschaft kann zumindest einen Teil der dringend
benötigten Fachkräfte in vergleichbar kurzer Zeit aus die-
sem Kreis rekrutieren.

Abbildung 2: Teilnehmer/innen des ersten Kontaktstudien-
ganges nach der Verleihung ihrer Zertifikate
im Juni 2005
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• Der Staat spart langfristig Geld, das er sonst für soziale
Transferleistungen aufwenden müsste.

• Die Hochschulen und Universitäten können von der Auf-
nahme hochqualifizierter Einwanderer und ihren beson-
deren Kompetenzen profitieren, denn sie beschleunigen
die Internationalisierungsprozesse und führen zur Intensi-
vierung der interkulturellen Diskursfähigkeit. An beiden
hat Deutschland ein großes Nachholbedürfnis. 

Sicherlich stellt der Studiengang nur ein erstes Angebot für
eine Gruppe innerhalb der Hochqualifizierten dar. Ihr müss -
ten viele weitere Studienangebote auch anderer Fachdiszi-
plinen deutscher Universitäten und Hochschulen folgen!
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Andrea Ruppert & Martina Voigt

Wie lassen sich Genderaspekte 
in die Lehre integrieren?
Ein Modell-Modul zur Vermittlung 
von Verhandlungskompetenz (Teil 1) Martina VoigtAndrea Ruppert

Im Zuge des „Gender Mainstreaming“ werden seit längerer
Zeit die Genderkompetenz von Lehrenden sowie die Inte-
gration von Genderaspekten in die Hochschullehre gefor-
dert. Inzwischen hat das Thema unter dem Stichwort „För-
derung der Geschlechtergerechtigkeit“ sogar den Rang
eines Qualitätskriteriums bei der Akkreditierung von Stu -
dienprogrammen erreicht. Doch nur selten wird konkreti-
siert, was Lehrende tun können, um die unterschiedlichen
Perspektiven, Interessen und Sozialisationserfahrungen von
Frauen und Männern in der Lehre aufzugreifen. Insbeson-
dere fehlt es an inspirierenden Beispielen dazu, wie Veran-
staltungen gestaltet werden können, um Studierende dazu
zu motivieren, sich mit Genderaspekten auseinanderzuset-
zen, ohne gelangweiltes Gähnen oder gar Widerstände zu
provozieren. Hierzu liefert das Projekt „Genderaspekte bei
Vertragsverhandlungen“ einen Beitrag.

1. Projektkontext
Bei dem im Folgenden beschriebenen Projekt handelt es
sich um die Entwicklung, Implementierung und Durch-
führung einer Lehrveranstaltungseinheit zum Thema „Gen-
deraspekte bei Vertragsverhandlungen“. Diese Lehreinheit
wurde als eine Art „Blaupause“ konzipiert, d.h. sie ist so
ausgestaltet, dass sie als curriculares Element in allen Lehr-
veranstaltungen eingesetzt werden kann, die der Vermitt-
lung und Förderung kommunikativer Kompetenzen (z.B.
Gesprächsführung, Verhandlungsführung, Konfliktbewälti-
gung, Moderation, Mediation) dienen.
Das Modell-Modul wurde von einer interdisziplinär zusam-
mengesetzten Arbeitsgruppe entwickelt, der Prof. Dr. An -
drea Ruppert (Juristin), Prof. Dr. Martina Voigt (Sozialwis-
senschaftlerin und Ökonomin) und Dr. Vera Jost (Germanis -
tin) angehören. Es wurde durch das gemeinsame Frauenfor-
schungszentrum der Hessischen Fachhochschulen (gFFZ) fi-
nanziell gefördert. 
Im WS 2005/06 wurde das Modell-Modul erstmals im wirt-
schaftsrechtlichen Master-Studiengang „Verhandeln und
Gestalten von Verträgen“ in der Lehrveranstaltung „Metho-
dik der Verhandlungsführung“ von den Autorinnen im
Teamteaching durchgeführt. Die Veranstaltung wurde
durch die Studierenden mittels eines Evaluationsfragebo-
gens evaluiert. Außerdem wurde ein Evaluationsworkshop
mit Experten aus verschiedenen Bereichen durchgeführt
und hier speziell das Modell-Modul „Genderaspekte bei
Vertragsverhandlungen“ auf den Prüfstand gestellt. 

2. Lernziele

Verhandlungskompetenz ist für Führungskräfte generell
und nicht zuletzt für Wirtschaftsjuristen eine zentrale
Schlüsselkompetenz. Streitbeilegung und Rechtsgestaltung
durch Verhandlung sind praktisch wichtige berufliche
Betätigungsfelder für Wirtschaftsjuristen, da diese vorwie-
gend in sog. Verhandlungsberufen in Wirtschaftsunterneh-
men oder der Anwaltschaft tätig sind. Hierbei ist zu berück-
sichtigen, dass Vertragsverhandlungen in der Regel zu-
kunfts- und interessenorientiert rechtsgestaltend sind und
eine spezielle Perspektive und Vorgehensweise erfordern,
was bei der Konzipierung der Lehreinheit zu beachten war.
Die Anzahl der Frauen, die sich in ihrer Berufspraxis mit
Vertragsverhandlungen auseinander setzen muss, steigt
stetig. Indikatoren hierfür sind der Anteil der weiblichen
Studierenden in juristischen Studiengängen (weibliche Stu-
denten seit Jahren in der Überzahl), der stetig steigende
Anteil weiblicher Juristen sowie auch der Anteil von Frauen
in Führungspositionen. Die Sensibilisierung von Studieren-
den für potentiell geschlechtsspezifisch unterschiedliche
Verhaltenweisen bei Vertragsverhandlungen ist vor diesem
Hintergrund dringend geboten.
Als konkrete Lernziele der Lehreinheit wurden folgende
festgelegt:
• Sensibilisierung der Studierenden für geschlechtsspezifi-

sches Kommunikationsverhalten bei Vertragsverhand-
lungen,

• Befähigung der Studierenden, sich bei der Verhand-
lungsplanung auf die jeweiligen Verhandlungspartner
einzustellen und hierbei geschlechtsspezifische Aspekte
zu berücksichtigen,

• Vermeidung von Konflikten, die aus geschlechtsspezifi-
schem Kommunikationsverhalten resultieren,

• strategische Nutzung von Kenntnissen zu geschlechts-
spezifischen Besonderheiten zur Durchsetzung der eige-
nen Verhandlungsziele.

Mit dieser Zielformulierung wird Kompetenzerwerb auf
verschiedenen Ebenen (Wollen, Wissen, Können) ange-
sprochen. Es geht zum einen darum, die Motivation (Kom-
petenzebene: „Wollen“) zur Auseinandersetzung mit Gen-
der-Themen zu steigern. Zum anderen sollten Forschungs-
ergebnisse vermittelt werden, z.B. zu geschlechtsspezifi-
scher Kommunikation, die für das Thema Genderaspekte
der Verhandlungsführung relevant sind (Kompetenzebene:

Anregungen  fü r  d i e  P rax i s /
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„Wissen“). Schließlich sollte auch die Handlungskompetenz
(Kompetenzebene: „Können“) erweitert werden, d.h. die
Studierenden sollten ihre individuelle Verhandlungskompe-
tenz steigern. 
Um diese Lernziele zu erreichen, wurden zunächst relevan-
te Inhalte selektiert und anschließend aus dem Kanon der
Lehr- und Lernmethoden diejenigen ausgewählt, die im
Hinblick auf eine optimale Zielerreichung besonders geeig-
net erschienen.

3. Selektion der Lerninhalte
Bei der Frage danach, wie Genderaspekte Eingang in die
Lehre finden können, denkt man vielleicht zuallererst an
die Integration von Genderinhalten, z.B. daran, die Ergeb-
nisse der jeweils fachspezifischen Frauen- und Geschlech-
terforschung in die Lehrveranstaltung einzubeziehen.
Recherchen machten schnell deutlich, dass Fragen des ge-
schlechtspezifischen Zugangs von Frauen zu Wissenschafts-
und Lehr- bzw. Lerngebieten der Naturwissenschaften, In-
formatik und der Neuen Medien offensichtlich weithin an-
erkannt sind und zahlreiche Informationen, Tagungen, Se-
minare etc. zu diesen Themen angeboten werden. Demge-
genüber zeigte sich, dass weder in juristischen Lehr- und
Handbüchern (vgl. exemplarisch Däubler 2003, Heussen
2002, Meins 1990) noch in referierten Anleitungsbüchern
zur Verhandlungsführung (vgl. exemplarisch Fisher/Ury/
Patton 1998 und Herzlieb 2000) Genderaspekte Eingang
gefunden haben. Geschlechtsspezifische Betrachtungswei-
sen sind hier ein „Nicht-Thema“ und einschlägige Veran-
staltungen eine Rarität.
Für die Konzeption der geplanten Lehreinheit bedeutete
dies, dass Veranstaltungsinhalte und -materialien komplett
neu erarbeitet werden mussten. Hierzu war auf generelle
Erkenntnisse zu geschlechtsspezifischem Kommunikations-,
Rollen-, Macht- und Führungsverhalten zurückzugreifen
und nach wahrscheinlichen Konsequenzen für geschlechts-
spezifische Besonderheiten des Verhandlungsmanagements
zu fragen.
Um die wichtigsten Inhalte zu selektieren, wurde bei der
Recherche zunächst „breit“ vorgegangen und alle denkba-
ren Themenfelder identifiziert. Einen Einblick in unsere Ar-

beitsweise und zum Ergebnis der Materialsichtung liefert
die erstellte Mind Map (Abbildung 1).
Im zweiten Schritt wurden aus der Vielzahl der möglichen
Inhalte zwei Bereiche für die vertiefte Bearbeitung in der
Lehrveranstaltung ausgewählt, die im Zusammenhang mit
dem Verhandeln von Verträgen besonders relevant sind.
Dies war zum einen das Thema „Gender und Macht als Er-
folgsfaktoren bei Vertragsverhandlungen“ und zum ande-
ren das Thema „Einfluss von Kultur und Geschlecht auf den
Verhandlungsprozess und den Verhandlungserfolg“. Diese
Themenbereiche wurden als Querschnittsbereiche defi-
niert, die sowohl untereinander als auch mit anderen iden-
tifizierten wichtigen Inhalten vernetzt wurden.
Das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von „Macht“
ist für Verhandlungen generell und für die Auswahl einer
geeigneten Verhandlungsstrategie ein zentraler Einfluss-
und Erfolgsfaktor. Aufgrund dieser Bedeutung erschien es
besonders wichtig, die Frage der Auswirkungen des Ge-
schlechts auf den Faktor Macht und auf den Verlauf der
Vertragsverhandlungen zu problematisieren.
In den letzten Jahren sind Diversity-Ansätze im Wirt-
schaftsleben sehr in den Vordergrund getreten. Insbeson-
dere die Berücksichtigung von interkulturellen Unterschie-
den findet sich in vielfältigen Zusammenhängen und hat zu
einem weitgehenden Problembewusstsein und Interesse
geführt. Da auch die Genderproblematik in aktuellen For-
schungsansätzen im Kontext mit Kultur diskutiert wird (vgl.
Salacuse 2003), ist die Verknüpfung der Themen Kultur
und Geschlecht geeignet, um das Thema erneut zu thema-
tisieren und die vorhandene Sensibilisierung für interkultu-
relle Fragen auch für Genderaspekte zu nutzen.

4. Lernmethoden zur Erreichung der Lernziele
Weiterhin wird für die Integration von Genderaspekten in
die Lehre der Einsatz von gendersensiblen didaktischen
Konzepten und Lehrmethoden vorgeschlagen. Hierzu ist u.
E. allerdings kritisch anzumerken, dass die Forschung der-
zeit noch kaum Aussagen dazu macht, wie eine geschlech-
tergerechte Hochschuldidaktik aussehen könnte. Döse
(2005) schlägt folgende didaktische Handlungsmöglichkei-
ten vor:
• interaktive Lehrformen (seminaristischer Stil, Kleingrup-

penarbeit/Einbeziehung von stillen Teilnehmenden),
• Entzug der Aufmerksamkeit für Störende und Vielredner,
• Herstellung von Praxisbezug,
• Geschlechtergerechte Sprache und geschlechterdifferen-

zierende Wahl der Beispiele,
• Methodenwechsel.

Ein kritischer Blick auf diese Auflistung macht deutlich,
dass die erwähnten Handlungsmöglichkeiten auf der Linie
neuerer Lerntheorien liegen (vgl. exemplarisch die Zusam-
menstellung bei Weinert 1998) und als geeignet angesehen
werden können, nicht nur Wissen, sondern auch Hand-
lungskompetenz zu vermitteln. Allerdings ist der Gender-
bezug teilweise nur mittelbar gegeben, z.B. dann, wenn
man unterstellt, dass die stilleren Teilnehmer oder die Viel-
redner entweder eher Frauen oder eher Männer sind. Auch
die Empfehlung „Herstellung von Praxisbezug“ ist im Hin-
blick auf den Gender-Gedanken weiter zu entwickeln, z.B.
in die Richtung, dass Praxisbeispiele gezielt so ausgewählt

Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte IVI

Abbildung 1: Mind Map zur inhaltlichen Vorbereitung der
Lehrveranstaltungseinheit (Ausschnitt)
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werden, dass Genderaspekte deutlich werden können. Me-
thodenwechsel als didaktischer Grundgedanke ist plausibel,
nach dem Motto: „Je vielfältiger das Methodenportfolio,
um so eher wird für jede(n) etwas dabei sein“.
Das Forschungsgebiet einer gendersensiblen Lehr- und
Lernmethodik steckt also noch in den Kinderschuhen, so
dass die methodische Gestaltung der Lehrveranstaltungs-
einheit weitgehend auf der Basis von Plausibilitätsüberle-
gungen vorgenommen werden musste. 
Im Folgenden wird der „Methodenmix“ zur Erreichung
der festgelegten Lernziele vorgestellt. Einen Überblick
über die zeitliche Abfolge der einzelnen Bausteine bietet
Abbildung 2.
Zur Sensibilisierung der Studierenden für Gender-Aspekte
wurde die Karten-Frage - eine Methode aus der Modera -
tionstechnik - eingesetzt. Die Karten-Frage ist eine Frage-
technik für moderierte Veranstaltungen, mit der das Wis-
sens-, Informations- oder Kreativitäts-Potential einer Grup-
pe herausgearbeitet und für alle sichtbar gemacht wird. Ab-
gefragt werden z.B. Standpunkte, Meinungen, Prognosen,
Ideen, Stärken oder Schwächen.
Diese Fragetechnik bietet eine Reihe von Vorteilen:
• es besteht keine Möglichkeit der Meinungsbeeinflus-

sung durch andere,
• alle Gruppenmitglieder - auch die Schweigsamen - wer-

den integriert,
• die Teilnehmer haben Zeit zum Überlegen und bringen

ihre Gedanken auf den Punkt,
• die Antwort auf den Karten erfolgt anonym,
• Mehrfachnennungen sind sichtbar,
• die Ergebnisse sind dokumentiert.

Konkret wurden in der ersten Lehrveranstaltung gelbe Mo-
derationskarten an die Studenten und grüne an die Studen-
tinnen verteilt und folgende Anweisung gegeben:
„Welche Assoziationen verbinden Sie mit den Begriffen
Verhandeln bzw. Verhandlung? Bitte notieren Sie Begriffe,
die Ihnen dazu einfallen und bewerten Sie diese emotional
(+ = positiv, - = negativ, 0 = neutral).“
Die Ergebnisse wurden anschließend diskutiert, wobei für
die Studierenden auch geschlechtsspezifische Unterschiede
sichtbar wurden. 

Zur Motivation und zur Vermitt-
lung von Wissen wurde der „klas-
sische“ Lehrvortrag verwendet,
der durch einen Foliensatz visuell
unterstützt wurde. Lehrvorträge
gingen stets in ein Lehrgespräch
über, um die Studierenden zu ak-
tivieren und um ihnen die Mög-
lichkeit zu geben, das neu erwor-
bene Wissen auf die eigenen Er-
fahrungen anzuwenden und so
aktiv-sinnstiftend in die bereits
vorhandene Wissens- und Erfah-
rungsbasis zu integrieren.
Um die Studierenden zu motivie-
ren, sich mit dem Thema Gen-
deraspekte bei Vertragsverhand-
lungen zu beschäftigten wurde
aufgezeigt, welche Vorteile sich
durch die Berücksichtigung ge-

schlechtsspezifischer Aspekte bei Vertragsverhandlungen
ergeben können (z.B.: Steigerung der persönlichen Effekti-
vität durch Verstehen und korrektes Einschätzen des Ver-
handlungspartners).
Einleitend wurde gemeinsam mit den Studierenden eine
Analyse von in der Praxis anzutreffenden Verhandlungssi-
tuationen vorgenommen. Diese ergab u.a., dass Frauen zu-
nehmend in die höheren Ebenen des Managements auf-
steigen und dadurch die Wahrscheinlichkeit steigt, dass
Vertragsverhandlungen in geschlechtlich gemischten Run-
den durchgeführt werden. Aufgrund der Feststellung, dass
Kommunikation im Verhandlungsverlauf vom persönlichen
Stil der an der Verhandlung beteiligten Personen stark be-
einflusst wird, hat die Gruppe weiterhin erarbeitet, dass die
Berücksichtigung des Geschlechts für den Verhandlungs-
prozess wie auch den Verhandlungserfolg von Bedeutung
sein kann. Auch die Wissensvermittlung zu den zuvor (vgl.
Kap. 3) festgelegten Themen „Gender und Macht als Er-
folgsfaktoren bei Vertragsverhandlungen“ und „Einfluss von
Kultur und Geschlecht auf den Verhandlungsprozess und
den Verhandlungserfolg“ erfolgte durch Lehrvortrag und
Lehrgespräch.
Weiterhin wurden Rollenspiele durchgeführt. Rollenspiele
ermöglichen es, erworbene Fachkenntnisse in konkreten
Situationen realitätsnah einzuüben. Sie werden als beson-
ders geeignet angesehen, die Kommunikations- und Ko-
operationsfähigkeit von Lernenden zu fördern (vgl. z.B.
Wildt 1997). Rollenspiele bieten folgende Vorteile:
• die Studierenden erschließen sich Inhalte und gewinnen

Erkenntnisse,
• Informationen und Erfahrungen können durch Reden

und Spielen dargestellt werden,
• die Studierenden fühlen sich in eine Situation und eine

Rolle ein,
• bislang unbekannte Anteile der eigenen Person bzw. bis-

her nicht geübte Verhaltensweisen können entdeckt und
„ausgespielt“ werden,

• neues Verhalten bzw. „Probehandeln“ kann ausprobiert
und geübt werden.

Im ersten Fall ging es um eine vom Kunden „Meyer Druck
und Comfort GmbH“ gerade erworbene Büromaschine, die

Abbildung 2: Abfolge der Bausteine
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immer wieder Ausschuss produziert und daher an den Lie-
feranten „Schmidt Büromaschinen AG“ zurückgegeben
werden soll. Es verhandeln der Geschäftsführer der „Meyer
Druck und Comfort GmbH“ und der Gebietrepräsentant
der „Schmidt Büromaschinen AG“, wobei letzterer eine
Rückgabe der Maschine auf keinen Fall akzeptieren möch-
te. Beide Rollenspieler bekamen eine ausführliche Rollen-
anweisung, in der die jeweils zu verfolgenden Ziele sowie
zusätzliche Informationen für die Argumentation beschrie-
ben waren. Die übrigen Studierenden fungierten als Beob-
achter und erhielten für diese Aufgabe eine entsprechende
Instruktion, um anschließend ein detailliertes Feedback
geben zu können. 
Das zweite Rollenspiel wurde gegen Ende des Semesters
durchgeführt, um feststellen zu können, ob sich durch die
vermittelten Lehrinhalte und das bisherige Training bereits
ein Lernfortschritt im Verhalten der Studierenden zeigen
würde.
Simuliert wurde eine Einstellungsverhandlung, die in zwei
Varianten gespielt wurde: Einmal verhandelte ein Bewerber
mit zwei Geschäftsführerinnen; einmal eine Bewerberin mit
zwei Geschäftsführern. Auch für dieses selbst entwickelte
Rollenspiel gab es eine detaillierte Rollenanweisung, aus
der die Interessen, Ziele und Bedürfnisse der Beteiligten
hervorgingen. Sehr offensichtliche konkrete Verhandlungs-
gegenstände auf der beruflichen Ebene waren das Ein-
stiegsgehalt, der Eintrittszeitpunkt sowie die Aufgaben-
schwerpunkte. Außerdem waren private Bedürfnisse und
Ziele des Bewerbers/der Bewerberin skizziert, die sich da-
hingehend zusammenfassen lassen, dass es ihm/ihr auch
darum gehen sollte, eine Work-Life-Balance zu erreichen
und sich vom Job und den beiden - tendenziell als Worko-
holics beschriebenen - Geschäftsführer/innen nicht völlig
vereinnahmen zu lassen.
An die Durchführung der Rollenspiele schloss sich stets ein
detailliertes Feedback an. Feedback ist eine Methode, die
eine Kontrastierung der eigenen Sicht (Selbstbild) mit der
Wahrnehmung von Anderen (Fremdbild) darstellt und
somit eine Erhellung von „blinden Flecken“ ermöglicht.
Weiterhin kann Feedback als Reflexionselement fungieren,
indem bisheriger Lernfortschritt begutachtet wird.
Feedback wurde auf drei unterschiedlichen Wegen gege-
ben. Zunächst einmal erstellten die übrigen
Teilnehmer/innen Beobachtungsprotokolle oder die Rol-
lenspiele wurden auf Video aufgezeichnet. Den Studieren-
den wurde immer zuerst die Möglichkeit gegeben, eine
Selbsteinschätzung der eigenen Leistung vorzunehmen.
Danach wurde Feedback durch die übrigen TeilnehmerIn-
nen und abschließend durch die Dozentinnen gegeben. 

5. Grundsätzliche Anmerkungen zur Vermei-
dung von Stolpersteinen

Bei der Thematisierung von Genderaspekten in der Lehre
muss grundsätzlich auch mit Abwehr und Widerständen
von Seiten der Studierenden gerechnet werden.
In der Vergangenheit wurde von uns die Erfahrung ge-
macht, dass Lehrveranstaltungsangebote wie z.B. „Präsen-
tationstraining für Frauen“ keine Resonanz bei den Studen-
tinnen fanden, obwohl die Beobachtung, dass eher mehr
weibliche Studierende Ängste und Unsicherheiten beim

Präsentieren zeigten, ein solches Lehrangebot nahe legten.
Ein Grund für diese Ablehnung kann darin gesehen werden,
dass Frauen diese Sonderrolle, die ihnen geschlechtsspezifi-
sche Defizite unterstellt, nicht akzeptieren wollen.
In gemischten Gruppen ist darüber hinaus denkbar, dass
die männlichen Studierenden zum ersten Mal damit kon-
frontiert werden, dass dem anderen Geschlecht eine Son-
derrolle zugesprochen wird. Dies kann ihre Selbstwahrneh-
mung in Frage stellen und zu Abwehr z.B. in Form von Un-
verständnis oder Ironie führen. Auf Seiten der weiblichen
Studierenden ist mit einer Verweigerungshaltung ihre
„Sonderrolle“ zu thematisieren, zu rechnen, da die Studen-
tinnen das Verhältnis zu ihren Kommilitonen nicht polari-
sieren wollen (vgl. Döse 2005, S. 18).
Zur Vermeidung derartiger Stolpersteine wurden verschie-
dene Strategien eingesetzt. Zunächst einmal ist hier die
Grundsatzentscheidung zu nennen, die Veranstaltungsein-
heit „Genderaspekte bei Vertragsverhandlungen“ in ein
Modul einzubetten, das sich generell mit dem Thema „Ver-
handlungsführung“ beschäftigt. Allerdings wurde dabei der
Grundsatz „Steter Tropfen höhlt den Stein“ befolgt und die
Thematik zu verschiedenen Zeitpunkten wieder aufgegrif-
fen. Dadurch wurde einerseits den Lerneffekt durch das
Prinzip der Wiederholung gesteigert, anderseits vermie-
den, dass das Thema einfach „abgehakt“ werden konnte.
Generell wurde immer wieder deutlich gemacht, dass kein
defizitorientierter Ansatz verfolgt, sondern vielmehr der
Standpunkt vertreten wird, dass es vor allem um eine Sen-
sibilisierung für gendertypische Kompetenzen und Verhal-
tenweisen geht und dass Männer und Frauen grundsätzlich
voneinander lernen können.
In Lehrgesprächen wurde immer wieder dazu ermutigt, an
eigene Erfahrungen anzuknüpfen und hierdurch „Vermei-
dungsstrategien“ entgegen zu wirken.

6. Evaluation
Die Evaluation der Lehrveranstaltung wurde zunächst ein-
mal auf die „übliche Weise“ durch eine Befragung der Stu-
dierenden mittels eines Evaluationsfragebogens durchge-
führt. Den Lernerfolg und die didaktische Vorgehensweise
bewertete die Hälfte der Studierenden als sehr gut, die an-
dere Hälfte als gut. Besonders hervorgehoben wurden das
sehr gute Konzept und die Rollenspiele sowie die Unter-
stützung der Aneignung der Theorien durch verständliche,
praktische Beispiele. Eine Vertiefung der Themen „psycho-
logische Verhandlungseffekte“ und „Beeinflussungsmög-
lichkeiten“ wurde angeregt. 
Eine qualitative Evaluation der Lernerfolge wurde vorge-
nommen, indem zu verschiedenen Zeitpunkten Rollenspie-
le durchgeführt wurden und jeweils der Kompetenzzu-
wachs im Vergleich zum letzten Mal betrachtet wurde.
Eine Evaluation des Gesamtkonzeptes der Lehrveranstal-
tungseinheit erfolgte im Rahmen des schon erwähnten Eva-
luationsworkshops, der Gegenstand des zweiten Teils die-
ses Beitrags sein wird (in IVI 4/2007). 
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René Krempkow
Leistungsbewertung, Leistungsanreize und die Qualität der Hochschullehre

Konzepte, Kriterien und ihre Akzeptanz

Mehr als eineinhalb Jahrzehnte sind vergangen, seit das Thema Bewertung der
Hochschulleistungen und dabei vor allem der „Qualität der Lehre” in Deutsch-
land auf die Tagesordnung gebracht wurde. Inzwischen wird eine stärker leis -
tungsorientierte Finanzierung von Hochschulen und Fachbereichen auch im Be-
reich der Lehre immer stärker forciert. Bislang nur selten systematisch unter-
sucht wurde aber, welche (auch nicht intendierten) Effekte Kopplungsmechanis-
men zwischen Leistungsbewertungen und Leistungsanreizen wie die Vergabe fi-
nanzieller Mittel für die Qualität der Lehre haben können. Für die (Mit-)Gestal-
tung sich abzeichnender Veränderungsprozesse dürfte es von großem Interesse
sein, die zugrundeliegenden Konzepte, Kriterien und ihre Akzeptanz auch em-
pirisch genauer zu untersuchen. Nach der von KMK-Präsident Zöllner angereg-
ten Exzellenzinitiative Lehre und der vom Wissenschaftsrat angeregten Lehrpro-
fessur sowie angesichts des in den kommenden Jahren zu erwartenden Erstse-
mesteransturms könnte das Thema sogar unerwartet politisch aktuell werden.  
Im Einzelnen werden in dieser Untersuchung die stark auf quantitative Indika-
toren (v.a. Hochschulstatistiken) bezogenen Konzepte zur Leistungsbewertung
und zentrale Konzepte zur Qualitätsentwicklung bezüglich ihrer Stärken und
Schwächen sowie Weiterentwicklungsmöglichkeiten diskutiert. Bei der Diskus-
sion von Leistungsanreizen wird sich über den Hochschulbereich hinaus mit
konkreten Erfahrungen in Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung auseinander-
gesetzt – auch aus arbeitswissenschaftlicher und gewerkschaftlicher Sicht. Bei
der Diskussion und Entwicklung von Kriterien und Indikatoren zur Erfassung
von Qualität kann auf langjährige Erfahrungen und neuere Anwendungsbei-
spiele aus Projekten zur Hochschulberichterstattung mittels Hochschulstatisti-
ken sowie Befragungen von Studierenden und Absolventen sowie Professoren
und Mitarbeitern zurückgegriffen werden. Abschließend werden Möglichkei-
ten zur Einbeziehung von Qualitätskriterien in Leistungsbewertungen und zur
Erhöhung der Akzeptanz skizziert, die zumindest einige der zu erwartenden
nicht intendierten Effekte und Fehlanreizwirkungen vermeiden und damit zur
Qualität der Lehre beitragen könnten.
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ISBN 3-937026-52-5, Bielefeld 2007, 
297 Seiten, 39.00 Euro

Dieser Band ist die erste Buchveröffentlichung, die die
Funktion von Lehrenden an der Hochschule in ihren viel-
schichtigen Beziehungen systematisch untersucht und in
den Mittelpunkt einer psychologischen Betrachtung
stellt. Der Hochschullehrer wird sowohl als handelndes
Subjekt wie auch in seinem sozialen Kontakt zu Studie-
renden und in seiner Verflechtung mit der Institution
Hochschule analysiert. Die verstreut vorliegenden empiri-
schen Forschungsbefunde zur Hochschullehrerpsycholo-
gie werden im Rahmen dieses integrativen Konzepts auf-
gearbeitet und zur Grundlage für vielfältige Anregungen
zur Verbesserung der Lehrpraxis genutzt. 

Dieses Buch richtet sich vor allem an Psychologen,
Pädagogen und Hochschuldidaktiker, die an einem
Überblick über die verschieden Formen des Lehrverhal-
tens und die Rolle und Arbeitsbedingungen von Lehren-
den an der Hochschule interessiert sind. Aber auch für
betroffene Lehrende, soweit sie sich über die psychologi-
sche Seite ihres Berufes und über theoretisch begründete
Arbeitshilfen informieren möchten, ist dieses Buch sehr
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Bielefeld 2004, 298 Seiten,  29.50 Euro
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